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2025 - Loyalität ist gefragt...
Cyber-Mobbing weiter auf dem Vormarsch

SINUS-JUGENDSTUDIE 2024/2025 IM AUFTRAG DER BARMER

Liebe Leserinnen
und Leser, Freunde und 
Mitglieder der CGPT!

Engagierter Ruhestand soll weiter geführt werden 
GUTE NACHRICHTEN

Immer mehr junge Menschen in 
Deutschland sind von Cyber-Mobbing 
betroffen. Das geht aus der repräsen-
tativen Sinus-Jugendstudie 2024/2025 
im Auftrag der BARMER hervor, für die 
im Herbst 2024 bundesweit rund 2.000 
Jugendliche zwischen 14 und 17 Jah-
ren befragt wurden.

16 Prozent der Befragten gaben an, selbst 
Opfer von Cyber-Mobbing geworden zu 
sein. Das ist ein Anstieg um zwei Prozent-
punkte im Vergleich zum Jahr 2021. Mehr 
als jeder zweite Jugendliche (53 Prozent) 
berichtete davon, dass jemand aus seinem 
direkten Umfeld Ziel von Cyber-Mobbing 
wurde. Dieser Wert lag im Jahr 2021 noch 
bei 43 Prozent. 

„Cyber-Mobbing ist für Jugendliche eine 
erhebliche Gefahr, da es tiefgreifende 
psychische und soziale Auswirkungen ha-
ben kann. Betroffene leiden häufig unter 
Stress, Angst und vermindertem Selbst-
wertgefühl, was im schlimmsten Fall zu 
Depressionen oder gar Suizidgedanken 
führen kann“, sagt Prof. Dr. med. Chris-
toph Straub, Vorstandsvorsitzender der 
BARMER. Auch könnten ständige Beläs-
tigungen in sozialen Medien schulische 
Leistungen beeinträchtigen und zu sozialer 
Isolation führen. 

Keine Unterstützung bei 
Cyber-Mobbing 
Besonders alarmierend sei ein Teilergebnis 
der Sinus-Jugendstudie, nach dem 25 Pro-
zent der Betroffenen keinerlei Unterstüt-
zung bei Cyber-Mobbing-Attacken erhal-

ten haben sollen. Dieser Wert lag im Jahr 
2023 mit 15 Prozent, in 2022 mit 19 Pro-
zent und 2021 mit 16 Prozent noch deut-
lich niedriger und kann damit, als drama-
tische Verschlechterung bewertet werden.  

Peinliche Inhalte bei jedem 
dritten Opfer verbreitet  
Die Sinus-Jugendstudie liefert zudem de-
taillierte Einblicke in Formen und Kanäle, 
über die Cyber-Mobbing stattfindet. Mes-
senger-Dienste wie WhatsApp wurden mit 
50 Prozent am häufigsten genannt, gefolgt 
von Plattformen wie TikTok und Instagram 
mit 43 beziehungsweise 38 Prozent. Die 
häufigsten Formen von Cyber-Mobbing 
umfassen Beleidigungen mit 74 Prozent, 
das Verbreiten von Gerüchten sowie den 
Ausschluss aus Gruppen. 

„Besonders belastend ist das Hochladen 
und Teilen als peinlich empfundener Bilder 
und Videos. Die permanente Verfügbarkeit 
sozialer Medien macht es schwierig, Mob-
bing zu entkommen, was Druck und Belas-
tung noch verstärkt“, sagt BARMER-Chef 
Straub. 
Cyber-Mobbing gefährde auch die persön-
liche Entwicklung und das Wohlbefinden 
von Jugendlichen. Erschütternd sei zudem 
die Erkenntnis, dass insgesamt 62 Prozent 
der Jugendlichen direkt oder indirekt Be-
rührungspunkte mit Cyber-Mobbing hat-
ten. Das sei ein besorgniserregend hoher 
Anteil, der die Dringlichkeit verstärkter Prä-
ventionsmaßnahmen nachdrücklich unter-
streiche.   
	 [ub]Bi

ld
na

ch
w

ei
s  

©
   2

89
32

06
90

 - 
  L

IG
H

TF
IE

LD
 S

TU
D

IO
S 

 - 
w

w
w

.st
oc

k.
ad

ob
e.

co
m

Bi
ld

na
ch

w
ei

s  
©

  4
56

87
28

87
 - 

Pi
tu

k 
 - 

w
w

w
.st

oc
k.

ad
ob

e.
co

m

Engagierter Ruhestand für die Be-
amtinnen und Beamten bei den 
Postnachfolgeunternehmen soll 
weiter geführt werden.

Die Bundesregierung plant, die ausge-
laufene Regelung weiter zu führen. 

Sie soll rückwirkend zum 01.01. 2025 
gelten und begrenzt werden bis 
31.12.2026. 

Die CGPT begüßt diese Absicht der 
Bundesregierung, empfiehlt aber diese 
Regelung ohne zeitliche Begrenzung 
ein zu führen. 

Bevor die Regelung wieder in Kraft 
tritt, muss der Bundestag im Herbst 
darüber entscheiden.    

[ub]

vor Ihnen liegt die Sommerausgabe des 
Personals. Es ist die letzte Ausgabe in der 
ich als Vorsitzender ein Grußwort schreibe.
Auf unserem Gewerkschaftstag im 
September trete ich nicht wieder an. Ein 
neues Team steht bereit!

Nach 20 Jahren als Bundesvorsitzender und nach 4 Jahren als Stellvertretender Bun-
desvorsitzender ist es an der Zeit, Platz zu machen. Nur Siegfried Rahammer, der 
Gründungsvorsitzende, war länger im Amt.

Mein Bemühen war es stets, die CGPT als christlich-soziales Sprachrohr in der 
KEP-, Postbank- und Telekom-Branche zusammenzuhalten, zu stärken und – am 
wichtigsten – die Sorgen und Probleme der Kolleginnen und Kollegen anzusprechen. 
Sicher ist das nicht immer gelungen. Aber mit dem Druck, der stets auf uns ausgeübt 
wird, ist es manchmal ein Wunder, dass es uns noch vital gibt.

Als Zusteller des Postamts Wadersloh bin ich in die Freistellung gegangen. Dies 
hätte ich nicht ohne meinen Vorvorgänger Heinz Winter geschafft. Er hat geholfen, 
wo es nur ging. Danke dafür.

Ich durfte viel erleben – Schönes und weniger Schönes. Den längsten Streik bei der 
Telekom (7 Wochen) konnten wir in der Zeit bestehen. Auch den Tarifvertrag Post-
mindestlohn haben wir mitgezeichnet und sind nach dessen juristischem Scheitern 
mit TNT in die Tarifarbeit eingestiegen.

An vielen Verhandlungen, Beteiligungsgesprächen – ja, auch als Sachverständiger 
im Bundestag – war ich beteiligt. Auf europäischer Ebene, im Berufsrat Post und 
Telekom sowie im Vorstand von CESI/EUROFEDOP, konnte ich CGPT-Vorstellungen 
einbringen. Tolle Menschen konnte ich kennenlernen. Es war eine der wichtigsten 
Zeiten in meinem Leben. Dafür bin ich dankbar.

Danke sage ich allen Vorstandsmitgliedern, allen Mitgliedern, die mich getragen 
und ertragen haben. Danke, Horst Lipperheide, der immer mit Rat und Tat da war.
Gerne stehe ich noch eine begrenzte Zeit mit Rat zur Verfügung.
Der CGPT und Ihnen allen viel Erfolg!

 
Ihr Ulrich Bösl, 
CGPT Bundesvorsitzender

Beim letzten Preisrätsel haben gewonnen:

Frank Helm, Josef Marschmann und Anton Wespel



Deutsche Post und DHL führend bei Patenten im deutschen 
Post- und Paketmarkt

WELTTAG DES GEISTIGEN EIGENTUMS:

Bonn, 24. April 2025: Am 26. April er-
innert der von der UNESCO inspirierte 
“Welttag des geistigen Eigentums” an 
die Bedeutung von Patenten und feiert 
Innovationen weltweit. Auch bei der 
Deutschen Post und DHL spielt dieses 
Thema eine wichtige Rolle: Weltweit hat 
der Konzern rund 1.200 Patente ange-
meldet, 800 allein auf den Unterneh-
mensbereich Post & Paket Deutschland. 

Das Land mit den meisten DHL-Patenten 
ist Deutschland (knapp 280), gefolgt von 
den USA (ca. 190) und China (rund 150). 
Damit hat das Unternehmen zugleich 
die meisten Patente im deutschen Post- 
und Paketmarkt. Die meisten Erfindun-
gen konzentrieren sich auf die Bereiche 
Sortier- und Fördertechnik sowie Identifi-
kations- und Zugangslösungen.

Innovationen der Deutschen Post 
und DHL im deutschen Markt

Packstation: Sie ist die wohl bekanntes-
te Erfindung der Deutschen Post, die es 
zum Patent geschafft hat. Da das Modell 
des 24/7 verfügbaren Paketautomaten 
weltweit und mehrfach kopiert wurde, 
ist es zugleich ein Patent, das regelmä-
ßig für Lizenzeinnahmen bei DHL sorgt. 
Vor fast 25 Jahren mit einigen wenigen 
Automaten in deutschen Pilotstädten 
gestartet, erleichtern heute über 15.000 
Automaten für viele Kundinnen und 

Kunden den Paketempfang und -ver-
sand in ganz Deutschland. Auch vie-
le Wettbewerber setzen verstärkt auf 
diese Art der Paketzustellung. Rund 
um die Packstation hat DHL noch wei-
tere Patente angemeldet, wie z. B. das 
“Multiload”: Diese patentierte Lösung 
ermöglicht eine schnelle Beladung der 
Packstation durch ein getaktetes Öffnen 
der Türen hintereinander. So öffnen sich 
beispielsweise vier Fächer in den ver-
schiedenen Größen S, M, L und XL und 
der Zusteller kann ohne großen Zeitver-
lust die richtige Fachgröße auswählen. 
Das sorgt für eine schnellere Beladung. 
Eine sicherere Türverriegelung sowie 
eine “Remote-Öffnungsmöglichkeit” im 
Notfall gehören ebenfalls zu den paten-
tierten Anwendungen.

Extended Range Electric Vehicle: 
Großes Potenzial sieht das Unternehmen 
auch in einer weiteren Patentanmel-
dung, nämlich dem “Extended Range 
Electric Vehicle” (EREV). DHL Group und 
der Nutzfahrzeughersteller Scania haben 
es gemeinsam entwickelt. 
Der EREV ist ein E-Lkw mit einem kraft-
stoffbetriebenen Generator für höhere 
Reichweiten und bessere Energiereser-
ven. Zurzeit wird er für den Pakettrans-
port zwischen Berlin und Hamburg ein-
gesetzt. Der Vorteil dieses Trucks liegt in 
seiner Fähigkeit, eine beträchtliche Stre-
cke rein elektrisch zurückzulegen, wäh-

rend der kraftstoffbetriebene Generator 
dem Fahrzeug eine zusätzliche Energie-
reserve bietet. Zudem stellt er eine Ba-
ckup-Lösung dar, falls eine Ladestation 
nicht verfügbar ist. Wenngleich mit Sca-
nia entwickelt, stammt die originäre Idee 
für ein solches Mobilitätskonzept von 
Beschäftigten der DHL Group.

StreetScooter und 
Lademanagement: 
Aus dem Umfeld der E-Mobilitätstoch-
ter StreetScooter stammen weitere pa-
tentierte innovative Anwendungen, wie 
beispielsweise ein intelligentes Ladema-
nagement für E-Fahrzeuge, ein hochau-
tomatisiertes, vernetztes Manövrier- und 
Positionier-System für Wechselbrücken 
unter Einsatz von Augmented Reality 
und ein rotierendes Regalsystem für Zu-
stellfahrzeuge.

Bedeutung von Patenten für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland
Erst vor einigen Wochen hat das Deut-
sche Patent- und Markenamt (DPMA) 
seine Jahresstatistik 2024 veröffentlicht. 
Insgesamt waren es im vergangenen 
Jahr über 40.000 neue Patente und 
damit vier Prozent mehr als im Vorjahr. 
Das anmeldestärkste Technologiefeld ist 
laut Patentamt der Transport, und hier 
ist wiederum die Elektromobilität einer 
der treibenden Innovationsbereiche. Die 
gestiegene Anzahl von Patenten ist auch 

eine gute Nachricht für 
den Wirtschaftsstand-
ort Deutschland. So 
weist das DPMA darauf 
hin, dass dies auch ein 
wesentlicher Faktor für 
die Wettbewerbsfähig-
keit von Unternehmen 
sei sowie Wachstum 
und gesellschaftlichen 
Wohlstand fördere. Das 
Patentsystem rege zu-
dem Innovationen an 
und helfe damit, gesell-
schaftliche Herausforde-
rungen zu bewältigen.   
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Mehr Beschwerden über die Post als bislang bekannt

POSTGESETZ-REFORM BRINGT MEHR TRANSPARENZ

Manchmal geht etwas schief, Briefe 
und Pakete kommen nicht an. Wie oft 
dies zu Beschwerden führte, dazu hiel-
ten sich Postfirmen bedeckt. Doch nun 
mussten sie ihre Karten auf den Tisch 
legen. 

Bonn (dpa) - Deutlich mehr Bundesbür-

ger haben sich im vergangenen Jahr über 
die Deutsche Post und ihre Wettbewerber 
beschwert als bislang bekannt. Wie aus 
Angaben des Logistikers DHL mit seiner 
Briefsparte Deutsche Post hervorgeht, sind 
bei ihm im vergangenen Jahr circa 420.000 
Beschwerden zu Briefen und Paketen ein-
gegangen. Es ging um «wesentliche Leis-
tungsstörungen bei der Erbringung von 
Postdienstleistungen», etwa Verlust, Ent-
wendung, Beschädigung und Verspätun-
gen. Bislang war nur bekannt gewesen, 
dass die Bundesnetzagentur im Jahr 2024 
etwa 39.500 Beschwerden erhalten hatte, 
die sich auf die Deutsche Post bezogen. In-
klusive der Wettbewerber summierten sich 
die Beschwerden bei der Aufsichtsbehörde 
auf 44.406 - so viele waren es noch nie ge-
wesen.

Nun musste der Bonner Konzern erstmals 
auch Angaben zu den Beschwerden ma-
chen, die er direkt erhalten hatte. Bei rund 
14 Milliarden Brief- und Paketsendungen 
im Jahr 2024 lag der Beschwerdeanteil bei 
0,003 Prozent. Mit 420.000 Beschwerden 
waren es gut zehnmal mehr als bei der 
Bonner Aufsichtsbehörde eingegangen 
sind. 

Postgesetz-Reform bringt mehr Transpa-
renz, 2024 trat das novellierte Postgesetz 
in Kraft, das die Veröffentlichungspflicht 
vorsieht. Angaben der Post-Wettbewerber 
lassen den Rückschluss zu, dass sie eben-
falls deutlich mehr kritische Wortmeldun-

gen erhalten haben als bei der Netzagen-
tur eingegangen sind. Die Differenz zu 
den Zahlen der Behörde dürfte auch daran 
liegen, dass sich längst nicht jeder Verbrau-
cher direkt an die Behörde wendet, son-
dern seinen Unmut erst einmal bei der Post 
oder deren Konkurrenten äußert. Statisti-
sche Unschärfen möglich. 

Die Paketfirma Hermes gibt an, dass 0,04 
Prozent ihrer Sendungen verloren gehen 
oder beschädigt sind. Das ist allerdings 
nicht der Wert, der sich auf die gesetzliche 
Publikationspflicht bezieht \u2013 diesen 
hat Hermes bislang nicht veröffentlicht, 
obwohl die Frist Ende Januar abgelaufen 
ist. Der relevante Beschwerdewert dürfte 
höher sein als besagte 0,04 Prozent. UPS 
hat ebenfalls noch keinen finalen Wert 
publiziert, als Indikation nennt die Firma 
aber den Prozentwert von 0,0001 Prozent 
\u2013 das war der Anteil der Beschwer-
den bezogen auf die Sendungsmenge im 
ersten Halbjahr 2024 in Deutschland. Es 
ging um Fragen zur Zahlungsabwicklung, 
um Forderungen aus Verlust, Entwendung, 
Beschädigung sowie um Serviceaspekte.

DPD nennt eine Beschwerdequote von 
0,11 Prozent. Ein DPD-Sprecher weist da-
rauf hin, dass die Erhebung der Beschwer-
dedaten mit einer gewissen methodischen 
Unsicherheit verbunden sei, da das Post-
gesetz lediglich eine grobe Vorgabe zur 
Erfassung mache. In der Praxis sei eine 
Abgrenzung zwischen Beschwerden und 
allgemeinen Kundenanfragen herausfor-
dernd. So stelle sich im Tagesgeschäft häu-
fig die Frage, ob es sich um eine Nachfrage 
zum Paketstatus handele oder um eine tat-
sächliche Beschwerde, heißt es von DPD. 

Bei GLS liegt die Reklamationsquote bei 
0,1 Prozent \u2013 im Schnitt führt also je-
des 1000. Paket zu einer Beschwerde. Bei 
0,005 Prozent kommt es nach Angaben 
von GLS zu einer Beschädigung der Sen-
dung und 0,027 Prozent der Zustellpakete 
werden verloren oder entwendet. Fedex 
publiziert keine Zahl, «da die Formulierung 
im Postgesetz einen gewissen Spielraum 
zulässt, welche Zahlen einzelne Dienstleis-
ter zugrunde legen, und damit eine direkte 
Vergleichbarkeit nicht gegeben sein kann». 
Amazon, die Nummer Zwei am deutschen 
Paketmarkt, ließ eine Anfrage nach ihrer 
Beschwerdequote unbeantwortet.

Vergleichbarkeit eingeschränkt
Die Werte der meisten Paketwettbewerber 
sind zwar höher als die Beschwerde-quote 
der Post, sie sind aber nicht mit-einander 
vergleichbar. Denn während es bei Hermes 
&amp; Co. nur um Pakete geht, geht es 
bei dem Post-Konzern DHL auch um Brie-
fe - und die ziehen traditionell viel weniger 
Beschwerden nach sich, weil die Menschen 
in der Regel dringender auf ein Paket war-
ten als auf einen Brief. Das lässt sich auch 
an den Angaben der kleinen regionalen 
Briefwettbewerber der Deutschen Post 
erkennen, die ebenfalls zur Publikation 
verpflichtet wurden. Die Citipost aus Han-
nover kommt nach eigenen Angaben auf 
0,001 Prozent, die in Brandenburg tätige 
Pin Mail GmbH auf 0,0008 Prozent und 
Xendis aus NRW auf 0,0025 Prozent. Auf 
Nachfrage differenziert die Post nicht, wie 
hoch ihre Beschwerdequote nur bei Pake-
ten und nur bei Briefen ist. Postbranche 
gelobt Besserung, die Deutsche Post nennt 
ihren Beschwerdeanteil von 0,003 Prozent 
sehr gering. «Dass in einem Unternehmen 
mit 187.000 Beschäftigten und rund 50 
Millionen bearbeiteten Sendungen am 
Tag auch Fehler unterlaufen, lässt sich je-
doch nie ganz ausschließen», sagt ein Fir-
mensprecher. «Es ist unser Anliegen, aus 
jeder Beschwerde zu lernen und uns als 
Qualitätsführer stetig zu verbessern.» Die 
Post-Wettbewerber betonen ebenfalls, die 
Servicequalität verbessern zu wollen.

Der SPD-Bundestagsabgeordnete Sebas-
tian Roloff bewertet es positiv, dass die 
geänderten Regeln des Postgesetzes zu 
mehr Transparenz über Beschwerden füh-
ren. «Wo Menschen arbeiten, passieren 
Fehler», sagt der Sozialdemokrat und fügt 
mit Blick auf das Vorhaben der Post, bis 
zum Jahresende 8.000 Stellen abzubauen: 
«Aber die Erwartung ist und bleibt, dass 
auch mit Blick auf die Personalplanung da-
für gesorgt wird, dass es nicht zu struktu-
rellen Fehlleistungen kommt.     
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Baden-W
ürtt.

-23.03. - 05.04.
21.05. - 31.05.
25.07. - 07.09.
28.10. - 31.10.
23.12. - 04.01.

Bayern 
12.02. - 16.02.
25.03. - 06.04.
21.05. - 01.06.
29.07. - 09.09.
28.10.-31.10./20.11.
23.12. - 03.01.

Berlin 
05.02. - 10.02.
25.03. - 05.04.
10.05.
18.07. - 30.08.
4.10./21.10.-2.11.
23.12. - 31.12.

Brandenburg 
05.02. - 09.02.
25.03. - 05.04.
10.05.
18.07. - 31.08.
4.10./21.10.-2.11.
23.12. - 31.12.

Brem
en 

01.02. - 02.02.
18.03. - 28.03.
10.05. / 21.05.
24.06. - 02.08.
4.10.-19.10./01.11.
23.12. - 04.01.

Ham
burg 

02.02.
18.03. - 28.03.
10.05./21.-24.05.
18.07. - 28.08.
4.10./21.10.-01.11.
20.12. - 03.01.

Hessen
-25.03. - 13.04.
-15.07. - 23.08.
14.10. - 25.10.
23.12. - 10.01.

M
ecklenb.-Vorp. 

05.02. - 16.02.
25.03. - 03.04.
10.5./17.5.-21.5.
22.07. - 31.08.
4.10./21.-26.10./1.11.
23.12. - 06.01.

Niedersachsen 
01.02. - 02.02.
18.03. - 28.03.
10.05. / 21.05.
24.06. - 03.08.
4.10.-19.10./1.11.
23.12. - 04.01.

Nordrhein-W
estf.

-25.03. - 06.04.
21.05.
08.07. - 20.08.
14.10. - 26.10.
23.12. - 06.01.

Rheinland-Pfalz 
-25.03. - 02.04.
21.05. - 29.05.
15.07. - 23.08.
14.10. - 25.10.
23.12. - 08.01.

Saarland 
12.02. - 16.02.
25.03. - 05.04.
21.05. - 24.05.
15.07. - 23.08.
14.10. - 25.10.
23.12. - 03.01.

Sachsen 
12.02. - 23.02.
28.03. - 05.04.
10.05./18.-21.05.
20.06. - 02.08.
07.10. - 19.10.
23.12. - 03.01.

Sachsen-Anhalt 
05.02. - 10.02.
25.03. - 30.03.
21.05. - 24.05.
24.06. - 03.08.
30.9.-12.10./1.11.
23.12. - 04.01.

Schlesw
ig-Holstein  

-02.04. - 19.04.
10.05. - 11.05.
22.07. - 31.08.
21.10. - 01.11.
19.12. - 07.01.

Thüringen 
12.02. - 16.02.
25.03. - 06.04.
10.05.
20.06. - 31.07.
30.09. - 12.10.
23.12. - 03.01.

Neujahr

Hl. 3 Könige
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.

M
. Lichtm
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Fastnacht

Ascherm
ittw

.
Valentinstag

Josefstag

22 Arbeitstage
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Bayern
16.02. - 20.02.
30.03. - 10.04.
26.05. - 05.06.
03.08. - 14.09.
2.11.-6.11./18.11.
24.12. - 08.01.

Berlin
02.02. - 07.02.
30.03. - 10.04.
15.5. / 26.5.
09.07. - 22.08.
19.10. - 31.10.
23.12. - 02.01.

Brandenburg
02.02. - 07.02.
30.03. - 10.04.
15.5. / 26.5.
09.07. - 22.08.
19.10. - 30.10.
23.12. - 02.01.

Brem
en

02.02. - 03.02.
23.03. - 07.04.
15.5. / 26.5.
02.07. - 12.08.
12.10. - 24.10.
23.12. - 09.01.

Ham
burg

30.01.
02.03. - 13.03.
11.05. - 15.05.
09.07. - 19.08.
19.10. - 30.10.
21.12. - 01.01.

Hessen
-30.03. - 10.04.
-29.06. - 07.08.
05.10. - 17.10.
23.12. - 12.01.

M
ecklenb.-Vorp.

09.02. - 20.02.
30.03. - 08.04.
15.5./22.-26.05.
13.07. - 22.08.
19.-24.10./26.-27.11.
19.12. - 02.01.

Niedersachsen
02.02. - 03.02.
23.03. - 07.04.
15.05. / 26.05.
02.07. - 12.08.
12.10. - 24.10.
23.12. - 09.01.

Nordrhein-W
estf.

-30.03. - 11.04.
26.05.
20.07. - 01.09.
17.10. - 31.10.
23.12. - 06.01.

Rheinland-Pfalz
-30.03. - 10.04.
-29.06. - 07.08.
05.10. - 16.10.
23.12. - 08.01.

Saarland
16.02. - 20.02.
07.04. - 17.04.
-29.06. - 07.08.
05.10. - 16.10.
21.12. - 31.12.

Sachsen
09.02. - 21.02.
03.04. - 10.04.
15.05.
04.07. - 14.08.
12.10. - 24.10.
23.12. - 02.01.

Sachsen-Anhalt
31.01. - 06.02.
30.03. - 04.04.
26.05. - 29.05.
04.07. - 14.08.
19.10. - 30.10.
21.12. - 02.01.
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-26.03. - 10.04.
15.05.
04.07. - 15.08.
12.10. - 24.10.
21.12. - 06.01.

Thüringen
16.02. - 21.02.
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15.05.
04.07. - 14.08.
12.10. - 24.10.
23.12. - 02.01.
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Grußwort für den 18. CGPT Bundesgewerkschaftstag in Königswinter! 

Liebe Delegierte zum 18. Bundesgewerkschaftstag der CGPT, sg. Vorsitzender, 

lieber Uli! 

Seit Jahrzehnten sind wir nun Partner in der Europäischen Dachorganisation der 

Eurofedop und auch bei CESI. 

Und es war immer eine sehr gute Zusammenarbeit, geprägt von gegenseitiger 

Achtung und Freundschaft. 

Vieles konnten wir in der Zeit zum Besseren für die Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer gestalten, vieles war aber auch durch die technischen Entwicklungen, 

die Privatisierung, die Liberalisierung, die Digitalisierung und nun durch die KI in ihrer

Entwicklung vorgegeben. 

Trotz aller neuen Technologien und Kommunikationsmöglichkeiten braucht es 

gegenseitigen „Respekt und Fairness“ zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Und 

dies können nur die Gewerkschaften, wie die CGPT sicher stellen. 

Ich wünsche euch gute personelle und inhaltliche Beschlüsse, sowie eine 

erfolgreiche Zukunft, in einer Zeit des geopolitischen Wandels und einer schwierigen 

Situation für die Demokratien dieser Welt. 

Liebe Uli, dir darf ich ganz persönlich nochmals für deine Freundschaft und das 

gedeihliche Miteinander danken und dir und deiner Familie alles Gute, Glück und 

Gesundheit für die nächsten Jahre wünschen. 

Mit gewerkschaftlichen Grüßen 

Manfred Wiedner 
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Christlich-Demokratische Arbeitnehmerschaft Deutschlands 
Stülerstraße 11 ▪ 10787 Berlin 

www.cda-bund.de 
Tel: 030/922511-0 ▪ Mail: info@cda-bund.de 

 

 
 

 

Grußwort zum CGPT-Gewerkschaftstag 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

„Respekt und Fairness in der Arbeitswelt“ – das Motto dieses Gewerkschaftstags bringt 
auf den Punkt, worum es uns Christlich-Sozialen im Kern geht. Denn es sind genau 
diese Prinzipien, für die wir als CDA und CGPT gemeinsam seit Jahren einstehen: für 
eine Arbeitswelt, in der der Mensch im Mittelpunkt steht – nicht als Kostenfaktor, 
sondern als Persönlichkeit mit Rechten, Würde und berechtigten Ansprüchen. 

In diesem Rahmen möchte ich besonders Uli Bösl danken. Uli hat sich über viele Jahre 
hinweg mit großer Verlässlichkeit, ruhiger Entschlossenheit und klarem 
Wertekompass für die Belange der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eingesetzt. 
Unsere gemeinsame Zeit in der CDA war geprägt von echtem Miteinander, von 
Vertrauen und dem festen Willen, etwas zu bewegen. Uli hat nie den einfachen Weg 
gesucht, sondern immer den, der den Menschen dient. Dafür zolle ich Dir, lieber Uli, 
großen Respekt. 

Dass CGPT und CDA gut zusammenarbeiten – das ist keine Phrase, sondern gelebte 
Wirklichkeit. Ob bei Fragen der Mitbestimmung, bei der Stärkung der Tarifbindung 
oder in der Auseinandersetzung mit neuen Herausforderungen wie der Digitalisierung: 
Wir haben oft Schulter an Schulter gekämpft. Und ich bin überzeugt, das wird auch 
künftig so bleiben. 

Ich wünsche Euch für diesen Gewerkschaftstag gute Diskussionen, klare Beschlüsse 
und das, was uns in der CDA wie in der CGPT verbindet: den Blick für das Wesentliche – 
für die Menschen in der Arbeitswelt. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
Dennis Radtke MdEP 
 

Bericht für den Zeitraum 2022 bis 2026

BERICHT DES BUNDESVORSITZENDEN

Die gesellschaftlichen Folgen der Corna 
Pandemie sind auch in unserer Gewerk-
schaftsarbeit noch immer zu spüren. 
Aktivitäten, die während der Pandemie 
eingestellt wurden, sind nicht wieder voll 
aufgenommen worden. Leider ist manche 
Aktivität durch die Pandemie verschüttet 
worden. Hier muss weiter versucht wer-
den, Aktivitäten wiederzubeleben.

Unsere Regional- und Landesverbände sind 
aber seit Fulda wieder dazu übergegan-
gen, sich direkt regelmäßig zu treffen. Dies 
gilt auch für Betriebsgruppen.

Der Bundesvorstand tagt, wie von der Sat-
zung vorgeschrieben, mindestens 2 mal im 
Jahr. In der ersten Jahreshälfte tagt der Vor-
stand in Großenlüder und in der zweiten 
Jahreshälfte in Neuhof. 
Auch der Gewerkschaftsrat tagt einmal im 
Jahr in Großenlüder, nach der Bundesvor-
standsitzung. Nach der Pandemie wurden 
Reisen, Hotelübernachtungen und Tagun-
gen deutlich teurer. Wir versuchten hier 
Gewerkschaftsbeiträge zu sparen.

Bei Bedarf tagt der Bundesvorstand auch 
digital. Protokolle, die stets genehmigt 
wurden, sind archiviert.

Der Bundesvorstand war bemüht, die An-
träge des letzten Gewerkschaftstages um-
zusetzen. (Siehe gesonderter Bericht).

Der Bundesvorstand ist bemüht, regelmä-
ßig Gespräche mit den Unternehmen zu 
führen. Bei der Telekom und der Xendis ist 
dies ein regelmäßiger Austausch. Hier wur-
de der Bundesvorsitzende besonders von 
Peter Maifeld, Wilfried Meyer und Stephan 
Ippers unterstützt. Regelmäßigen Kontakt 
gibt es auch zum Arbeitgeberverband 
Briefdienste.

Der Bundesvorstand ist bemüht, Kontakt 
mit Betriebsräten zu halten und auch Be-
triebsversammlungen zu besuchen.

Die Betriebsratswahlen 2023 hatten für 
uns ein gemischtes Ergebnis aber unsere 
Positionen konnten wir im Großen und 
Ganzen halten. Erfreulich, das Ergebnis in 
Duisburg mit 2 freigestellten Betriebsräten, 
die Ergebnisse bei Xendis mit der CGPT Lis-
te, die den freigestellten Betriebsratsvorsit-
zenden sowie den Gesamtbetriebsratsvor-
sitzenden stellt.

Erfreulich ist auch, dass wir unsere Be-
triebsratsschulungen in Poppenhausen 
wieder regelmäßig durchführen. Hier ist 
uns das AZK mit Sitz in Königswinter ein 
verlässlicher Partner.  
 
Regelmäßig suchte der Bundesvorsitzende 
Kontakt mit den politischen Entscheidern 
und Bundestagsabgeordneten. Dies war 
besonders beim neuen Postgesetz not-
wendig. Die Post und Telekompolitischen 
Sprecher der Bundestagsfraktionen waren 
die Hauptansprechpartner. Auch Behör-
denkontakt, wie ein Gespräch mit der neu-
en Präsidentin der Bundesanstalt Post und 
Telekom, gab es im Berichtszeitraum.

Selbstverständlich gibt es Kontakte zu 
VdPV, DPVKOKM, Verband der Fernmelde-
techniker oder der IFKom. An deren Bun-
destagungen hat der Bundesvorsitzende 
häufig teilgenommen. Der Bundesvorsit-
zende vertrat auch die Christlichen Ge-
werkschaften im Beirat des Sondervermö-
gens des Bundes.

An Beteiligungsgesprächen im Bundesfi-
nanzministerium oder im Bundesinnenmi-
nisterium hat der Vorsitzende CGPT und 
CGB vertreten.

Die Runden im Rahmen der Verhandlun-
gen der Besoldungserhöhungen sind zu er-
wähnen. Die CGPT hat auch zu laufenden 
Gesetzesvorhaben und Verordnungen Stel-
lungnahmen abgegeben. Die von Wilfried 
Meyer schriftlich erstellte Stellungnahme 
zur Änderung des Disziplinarrechts wurde 
vom Bundesvorsitzenden im Beteiligungs-
gespräch im BMI vorgetragen. Dies fand 
die Zustimmung auch aller anderer Ge-
werkschaften und von Bundestagsabge-
ordneten. Dies führte dazu, dass der CGPT 
Vorsitzende als Sachverständiger an der 
Anhörung des Bundestagsinnenausschus-
ses teilgenommen hat.

Schriftliche Stellungnahmen wurden abge-
geben zu folgenden Themen:

    • Postbankleistungsentgeltverordnung
    • Postsonderzahlungsverordnung
    • Beschleunigung Disziplinarverfahren
    • Post-Altersteilzeitverordnung
    • Telekom-Beamtenaltersteilzeit-
       verordnung
    • Postgesetz

Beim Postgesetz hat sich die CGPT für die 
Gewichtsgrenze von 20 kg für Pakete stark 
gemacht und für eine geregelte 5 Tage 
Woche mit arbeitsfreien Samstagen für 
alle Zustellunternehmen. Hier konnten wir 
noch keinen Sieg feiern, aber die Gewichts-
grenze ging auf 23 kg runter, und der freie 
Samstag wurde von der Unions-Oppositi-
on aufgegriffen. Steter Tropfen höhlt den 
Stein!

Auch auf der Ebene des Dachverbandes 
war der CGB aktiv. Vertreter der RV/LV sind 
aktiv in CGB Landesvorständen. Der Bun-
desvorsitzende der CGPT war 5 Jahre stellv. 
CGB Bundesvorsitzender. Heute ist die 
CGPT durch Ihn im CGB Hauptausschuss 
vertreten. Über den CGB wurden viele Mit-
glieder der CGPT für ehrenamtliche Rich-
terpositionen berufen, bei Disziplinarge-
richten, Arbeits- und Sozialgerichten.

Bei den Sozialwahlen stellt die CGPT ein 
Mitglied in der Vertreterversammlung BG 
Verkehr, und je ein stellvertretendes Mit-
glied in den Vertreterversammlungen der 
Deutschen Rentenversicherung Rheinland 
und Westfalen-Lippe. Unsere Vertreter sind 
dort voll in die Ausschussarbeit integriert.

Gewerkschaftsarbeit ist auch internationa-
le Arbeit. So ist die CGPT aktiv in dem Be-
rufsrat Post und Telekom der CESI.

Bis Dezember 2024 gehörte Ulrich Bösl 
dem CESI Vorstand an.    

Ulrich Bösl
Bundesvorsitzender
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Bericht zum Gewerkschaftstag 2025

FACHAUSSCHUSS FRAUEN

Berichterstattung: Martha Moser
Stand: 01.06.2025

Die wichtigsten Themen im Berichts-
zeitraum 2021 – 2025:

BAG-Urteil: Verdienstunterschiede von 
Frauen und Männern
Der 8. Senat des Bundearbeitsgerichts 
(BAG) entschied, dass Arbeitgeber Verdien-
stunterschiede von Frauen und Männern 
nicht mit deren unterschiedlichem Ver-
handlungsgeschick begründen könnten (8 
AZR 450/21.)

Das Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz schützt Beschäftigte vor jeder Form 
der sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz 
und verpflichtet Arbeitgeber dazu, für ein 
sicheres Arbeitsumfeld frei von Belästigun-
gen zu sorgen.

Lt. Gender Pay Gap des Statistikamtes:
1.	 Liegt der geschlechterspezifische Ver-

dienstabstand zwischen Männern und 
Frauen immer noch stabil bei 18 % und 

2.	 für Kindererziehung, Pflege von An-
gehörigen, Hausarbeit, Frauen pro Tag 
durchschnittlich 44,3 % mehr Zeit für 
unbezahlte Sorgearbeit als Männer 
leisten.

Für Frauen allgemein und schwerbehindert 
Frauen im Besonderen, ergeben sich er-
hebliche wirtschaftliche Nachteile in Bezug 
auf ihre Entlohnung, berufliche Chancen, 
ökonomische Eigenständigkeit und am 
Ende des Berufslebens auch auf die Alters-
sicherung.

Damit Frauen im Beruf bleiben können, 
oder wieder einsteigen muss:

•	 die typische traditionelle Rollenvertei-
lung gerechter aufgeteilt,  

•	 die Politik den Ausbau einer verlässli-
chen Kinderbetreuung vorantreiben 
und  

•	 die Arbeitgeber familienfreundliche 
Arbeitszeitmodelle anbieten. 

Frauengesundheit und KI:
Frauen machen weniger Sport, nehmen 
mehr Medikamente und leiden häufiger 
unter Stress.
Erkrankungen und Beschwerden treten an-
ders auf als bei Männern. Die Symptome z. 
B. bei Herz-Kreislauferkrankungen und die 
eines Herzinfarktes sind bei Frauen weni-
ger bekannt. 

Die Studie „Frau. Herz.KI – Gerechte Me-
dizin für Frauen“ kommt zu dem Fazit, 
dass die KI dazu beitragen kann, dass die 
Früherkennung von koronaren Herzerkran-
kungen und Risikokonstellationen spezielle 
Daten von Frauen nutzt und in Zukunft die 
Diagnostik und Behandlung von Ärztinnen 
und Ärzten unterstützt und erleichtert. 

Teilzeitbeschäftigte haben ab der 
ersten Überstunde denselben An-
spruch auf Zuschläge wie ihre voll-
zeitbeschäftigten Kolleginnen und 
Kollegen. 

Das hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) 
entschieden. (Urt. v. 05.12.2024, Az. 8 
AZR 370/20). 
	
Tarifliche Regelungen, nach denen Teil-
zeit-Arbeitnehmer erst dann Mehrar-
beitszuschläge bekommen, wenn sie 
mit der Zahl der erbrachten Überstun-
den die Arbeitszeit von Vollzeitbeschäf-
tigten überschritten haben, verstoßen 
demnach gegen das Diskriminierungs-
verbot. 
	
Eine Ausnahme wäre nur möglich, 
wenn die Ungleichbehandlung durch 
sachliche Gründe gerechtfertigt ist. In 
Deutschland arbeiten lt. Statistischen 
Bundesamts mehr als zwölf Millionen 
Menschen in Teilzeit – mit besonders 
hohen Frauenanteil.

Mütterrente 3 kommt:
•	 maximal 0,5 zusätzliche Entgelt-

punkte pro Kind, welches vor 1992 
geboren und erzogen wurde.

•	 Das entspricht ab Juli 2025 etwa 
20,40 € brutto mehr Rente pro Kind 
und Monat.

•	 Etwa 10 Millionen Mütter würden 
davon profitieren.

Im Mutterschutzgesetz werden ab 1. 
Juni 25 auch Fehlgeburten wie folgt 
berücksichtigt:
Je länger die Schwangerschaft gedauert 
hat, desto länger dauert nun auch die 
Schutzfrist bei einer Fehlgeburt.

•	 Fehlgeburt ab der 13. Woche:  
bis zu 2 Wochen Mutterschutz

•	 Fehlgeburt ab der 17. Woche:  
bis zu 6 Wochen Mutterschutz

•	 Fehlgeburt ab der 20. Woche:  
bis zu 8 Wochen Mutterschutz

In diesen Schutzfristen dürfen Arbeit-
geber die betroffenen Frauen nicht be-
schäftigen. Ausnahmen davon sind nur 
möglich, wenn sich die betroffene Frau 
ausdrücklich zur Arbeit bereit erklärt.

Während der Schutzfristen haben Frau-
en Anspruch auf Mutterschaftsleistun-
gen. 

Positives zum Schluss:
Mit einer Lebenserwartung von 83,5 
Jahren leben Frauen durchschnitt-
lich 4 ½ Jahre länger. Frauen ernäh-
ren sich gesünder, rauchen seltener 
und trinken weniger Alkohol.    

Fachausschuss Beamtenrecht 

BGT 2025

Im Berichtszeitraum seit dem letzten 
Bundesgewerkschaftstag 2021 wurde 
über die nachfolgend aufgeführten be-
amtenrechtlichen Regelungen und ge-
planten Gesetzesänderungen informiert. 
Die Bearbeitung durch den FA Beamten-
recht umfasste jeweils die Prüfung und 
die Auswirkungen der Verordnungen 
und Gesetze auf die Beamtinnen und 
Beamten. Falls erforderlich erfolgte eine 
gesonderte mündliche oder schriftliche 
Stellungnahme sowie die Teilnahme an 
Beteiligungsgesprächen. Daneben ge-
hörten Beratungen der CGPT-Organe 
zu beamtenrechtlichen, laufbahnrechtli-
chen und besoldungsrechtlichen Fragen 
sowie allgemein zum Dienstrecht zum 
Aufgabenbereich des FA Beamtenrecht.

•	 Gesetz zur Regelung des Er-
scheinungsbilds von Beamtin-
nen und Beamten sowie zur 
Änderung weiterer dienstrecht-
licher Vorschriften. 
Neue Anforderungen zu §§ 61 
BBG und BeamtStG speziell hin-
sichtlich von Tätowierungen (BMI 
D1-30101/8#7); Stellungnahme 
von CGPT/CGB unverändert in das 
Gesetz übernommen. 
Ausführliche Stellungnahme von 
CGPT/CGB in DP-Ausgabe 01/2023

•	 OVG Nordrhein-Westfalen, 
Beschluss 1 A 2855/21 vom 
24.03.2022. 
Dauernde Dienstunfähigkeit, wenn 
keine Aussicht auf Dienstfähig-
keit nach sechs Monaten besteht; 
detaillierte Auseinandersetzung mit 
dem ärztlichen Gutachten erforder-
lich.

•	 Engagierter Ruhestand gesetz-
lich geregelt bis Ende 2024; Be-
dingungen wie bisher werden 
von den PNU angewendet. 

•	 Verschiedene Entscheidungen 
-u.a. höchstrichterlich durch 
Bundesverwaltungsgericht- zu 
kritischen bzw. leugnerischen 
Äußerungen zu rechtmäßigen 
Coronamaßnahmen; bei nega-
tiven Äußerungen Entlassung 
von Beamtinnen und Beamten 
möglich. 

•	 Information zu Pensionen und 
Pensionslasten des Bundes 
im Jahre 2021 aufgrund einer 
Kleinen Anfrage im Bundestag 
(Drucksache 20/3911).

•	 Gesetz zur Beschleunigung der 
Disziplinarverfahren in der Bun-
desverwaltung und zur Ände-
rung weiterer dienstrechtlicher 
Vorschriften. 
(BMI D2. 30104/13#13) 
Durch Verlagerung von Zuständig-
keiten neue umfassende Diszi-
plinarbefugnisse für Behörden 
(künftig ohne Beteilung der Ver-
waltungsgerichte in erster Instanz); 
Stellungnahme an BMI.

•	 Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) mit Entscheidungen 
zur amtsangemessenen Ali-
mentation für Beamtinnen und 
Beamte des Bundes. 
(BvL 4/18 und 2 BvL 6/17)  
Siehe hierzu auch nachstehenden 
Gesetzesentwurf.

•	 Gesetzesentwurf zur Sicherstel-
lung einer amtsangemessenen 
Bundesbesoldung und -versor-
gung sowie zur Änderung wei-
terer Vorschriften (BBVAngG), 
Referentenentwurf des BMI mit 
Stand 16.01.2023.  
Stand November 2024 unter htt-
ps://www.bmi.bund.de/BBVAngG

•	 Entscheidung des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschen-
rechte (EGMR) vom 14.12.2023.
Kein Streikrecht für Beamtinnen 
und Beamte; Bestätigung der glei-
chen Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts (Streikrecht nicht 
vereinbar mit dem hergebrachten 
Grundsatz des Berufsbeamtentums 
nach Art. 33 Abs. 5 GG; keine 
Kollision mit Art. 11 EMRK). 

•	 Entscheidung BVerwG 2 C 12.23 
vom 07.03.2024. 
Unanwendbarkeit des Disziplinar-
gesetzes eines Landes auf abgeord-
nete Bundesbeamte 

•	 Kürzung von Dienstbezügen 
wegen Zugehörigkeit zur Reichs-

bürgerszene. Entscheidung VG 
Sigmaringen DL12 K 2486/24

•	 Entscheidung BVerwG 2 C 17.23 
vom 27.06.2024v. 
Keine Suchpflicht des Dienstherrn, 
wenn der Beamte eine (amts-) 
ärztliche Untersuchung verwei-
gert.	

•	 Entwurf eines Gesetzes zur 
Sicherstellung einer amtsan-
gemessenen Bundesbesoldung 
und -versorgung mit Kernpunk-
ten. 
Lt. Pressemitteilung vom 
06.11.2024 Gesetzesentwurf von 
der Bundesregierung beschlossen. 
Gesetzesentwurf unter https://
www.bmi.bund.de/BBVAngG ein-
sehbar.

•	 Entscheidung BVerwG 2 C 3.24 
vom 05.12.2024. 
Anlassbezogene Verpflichtung von 
Beamten zur eigenen Überprüfung 
von Besoldungsmitteilungen.

•	 Kein Dienstunfallschutz bei vom 
Dienstherrn verbotener Tätig-
keit oder wenn die Tätigkeit 
den wohlverstandenen Inte-
ressen des Dienstherrn zuwi-
derläuft (Uhrenreparatur mit 
privatem Messer). 
Entscheidung BVerwG 2 C 8.24 
vom 13.03.2025

Außerdem wurden im Berichtszeitraum 
durch den FA Beamtenrecht zahlenmä-
ßig nicht erfasste mündliche und schrift-
liche Beratungen zu beamten- und 
laufbahnrechtlichen Fragen aus den LV 
und von Mitgliedern, insbesondere zu 
Vorruhestandsregelungen (Engagier-
ter Ruhestand/Altersteilzeit) sowie zur 
Wiedereingliederung bearbeitet und 
beantwortet. Zu aktuellen Neuerungen 
aus dem Beamten-, Besoldungs- und 
Disziplinarrecht wurden zudem anlass-
gegeben Informationen für das DP zu-
sammengestellt.	    

Wilfried Meyer
Stand: 05.05.2025
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Alternativer Briefmarkt 

Kurzbericht FA Post 

BERICHT FRAUENAUSSCHUSS XENDIS

BGT 2025

Auch in diesem Bereich war die Dis-
kussion über ein neues Postgesetz das 
das Monopol der DPAGDHL etwas ein-
schränkt, ein wichtiges Thema. Am 
Ende kam es zu einem Kompromiss, mit 
dem alle Seiten leben können. 

Aus den früheren Unternehmen TNT 
wurde Postcon und aus der Postcon 
wurde das Zustellunternehmen Xendis. 
Xendis ist ein reiner Zustellbetrieb, sei-
ne Vorläufer waren noch Unternehmen 
ähnlich wie die DPAG aber kleiner. 

Mehrere Insolvenzen von Postcon und 
Xendis haben uns und vor allem die Mit-

arbeiter begleitet. Uns als Gewerkschaft 
gelang es, die Rechte der Mitarbeiter 
zu wahren. Im Berichtszeitraum haben 
wir 2 Lohn und Gehaltstarifverträge 
abgeschlossen. Neben der Anhebung 
der Stundenlöhne war unser Schwer-
punkt bei der Zahlung des Inflationsaus-
gleichsgeldes. 

Zum Jahreswechsel 24/25 haben wir 
Xendis zu Tarifverhandlungen aufge-
fordert, da der MTV und der LTV zum 
28.02.25 auslaufen und eine Nachwir-
kung ausgeschlossen ist. Auf ein akzep-
tables Ergebnis konnten wir uns nicht 
einigen. 

Leider reicht unsere Stärke im Unterneh-
men nicht für einen Erzwingungsstreik. 
Somit endete die Tarifpartnerschaft und 
Xendis hat aktuell keinen Tarifvertrag.
Unsere erfolgreiche Betriebsratsarbeit 
wird von den CGPT-Mitgliedern bei Xen-
dis fortgesetzt.    

Stephan Ippers / Ulrich Bösl

Geprägt war die Situation der DPAG, 
dass das Briefaufkommen weiter stark 
sinkt und dass die Paketmengen zuneh-
men. Vom Verbundzusteller der auch 
Pakete zustellt entwickelt es sich immer 
mehr von einer Zustellung von Paketen 
mit Briefen. 

Der Vorstand der DPAG/DHL reagiert 
stets mit mehr Personaleinsparungen. 
Die Beschäftigten erleben eine stete Zu-
nahme der Arbeitsverdichtung. Folge ist 
eine hohe Fluktuation von langjährigen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 

Im Berichtszeitraum gab es zwei Tari-
ferhöhungen. In der ersten wurde den 
Beschäftigten auch ein Inflationsaus-
gleichsgeld steuer- und abgabenfrei ge-
zahlt. 2 Tage nach der letzten Tarifeini-
gung teilt der Postvorstand mit, 8.000 
Arbeitsplätze abzubauen. Dies ist ein 
unfaires Verhalten, baut Vertrauen ab 
und belastet nur die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter.

Ferner stand vor allem die Novellierung 
des Postgesetzes im Mittelpunkt. 
Unsere Forderung nach einem zustellf-

reien Samstag fand zwar große Zustim-
mung aber leider nicht die Mehrheit im 
Bundestag. Auch mit dem Pakethöchst-
gewicht wurde keine zufriedenstellende 
Lösung gefunden. 

Wir als CGPT fordern weiter ein Paket-
höchstgewicht von 20 Kilo.    

Ulrich Bösl

Geschäftsbericht Telekom 

BGT 2025

Jour fixe
Arbeitgeberverband für Telekommuni-
kation und IT e.V.   –   3-mal im Jahr.

Beamtenbereich der Deutschen Telekom 
AG  –   1-mal im Jahr.

Tarifverhandlungen 2022/2023
1. Januar 2023 
um durchschnittlich 3 Prozent.

1. März 2024 
dann noch einmal um 2,1 Prozent.

Inflationsausgleichsprämie (steuer- und 
sozialversicherungsfrei) in Höhe von 
1000 Euro.

Tarifverhandlungen 2024
1. Oktober 2024 werden ihre Entgelte 
um 6 Prozent erhöht.

1. August 2025 erhalten sie ein weiteres 
Lohn Plus von 190 Euro monatlich.

Inflationsausgleichsprämie (steuer- und 
sozialversicherungsfrei) in Höhe von 
1550 Euro.

Besoldungsrunde 2023
1. März 2024 einen Sockelbetrag in 
Höhe von 200 Euro plus 5,3 Prozent. 

Inflationsausgleichsprämie (steuer- und 
sozialversicherungsfrei) in Höhe von 
3000 Euro.
(Zugrundelegung des jeweiligen Ruhe-
gehaltssatzes)

Engagierter Ruhestand (ER) Pro-
gramm
Das Engagierte Ruhestand Programm ist 
am 31.12.2024 ausgelaufen.

Altersteilzeit Beamt*innen
Unbefristet Möglich, jedoch Antragstel-
lung bis zum 31.12.2025

Beförderungsrunden Beamt*innen
Jährliche Beförderungen finden statt. 
Jeweils jährlich alternierend mittlerer 
/ gehobener Dienst. Leider sind durch 
Klagen noch viele Planstellen gesperrt.

Shares2You 2022…Fortlaufend
Das Aktienprogramm für Mitarbeitende 
der Deutschen Telekom AG und aller 
teilnehmenden Konzerngesellschaften.

•	 Investitionssumme (zwischen 50 € 
und 1.000 €)

•	 Kaufe 2, erhalte 1 Aktie gratis
•	 Investitionen möglich von 50 € bis 

1.000 €
•	 Die Gratisaktien sind komplett steu-

erfrei (Freibetrag 1.440 €)
•	 4-jährige Haltefrist der Aktien

Umbau des Konzerns / Personalab-
bau
Ein Dauerbrenner in unserer Gewerk-
schaftsarbeit…    

CDU Bundestagsabgeordnete Elisabeth Winkelmeier-Becker

BGT 2025 FESTAKT

Auf dem CGPT Gewerkschaftstag 
wird es auch einen Festakt geben, 
auf dem die CDU Bundestagsab-
geordnete Elisabeth Winkelmeier-
Becker sprechen wird. 

Frau Winkelmeier-Becker ist schon lan-
ge Parlamentarierin. Sie war vorher 
Richterin. Sie bekleidete die Ämter Aus-
schussvorsitzende des Justizausschuss  
und war Parlamentarische Staatssekre-
tärin. Sie ist aktiv in der CDA, den CDU 
Sozialausschüssen und Vorsitzende der 
Stiftung Christlich Soziale Politik.

Auf dem Foto ist Sie mit dem CGPT Bun-
desvorsitzenden Ulrich Bösl im AZK in 
Königswinter zu sehen.     
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Foto oben: Unser Gewerkschaftstag in Augsburg 2016 un-
terstützt vom Kollegen Gandenheimer, mit der Landtags-
präsidentin Barbara Stamm und vielen Gästen.

Foto rechts: 
Jubiläum - 60 Jahre 
CGB mit dem CDU 
Generalsekretär Paul 
Ziemiak, MdB und mei-
nem Freund und CGB 
Chef Adalbert Even.

Foto rechts: In Österreich am Prater mit 
dem Bundeskanzler Sebastian Kurz und 
dem stellv. ÖGB Bundesvorsitzenden 
Norbert Schnedel. 

Bild oben: Unser CGPT Jubiläum mit Staatsministerin a.D.
Monika Holmeier MdEP, der Tochter von Franz Josef 
Strauß, die die Familie Strauß vertrat. FJS war ein CGPT 
Förderer.

oben: Auch die Einladung des CGPT Gewerkschaftsrat in 
den Landtag NRW durch den Präsidenten Andre Kuper,MdL 
gehört zu den tollen Erlebnissen.

unten: Ulrich Bösl zu Gast beim Finanzvorstand der Telekom

unten: Ulrich Bösl beim Beteiligungsgespräch im B M I

oben: Ulrich Bösl und Christian Zollner gratulieren          Karl Mauer zum Geburtstag

Im Herzen Brieftäger aus Leidenschaft - ein bewegter Rückblick 

ULRICH BÖSL
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Beim ErholungsWerk sind Kinder herzlich willkommen!

SELFCARE

Schon immer wurde Familienfreund-
lichkeit beim ErholungsWerk groß-
geschrieben. Verbringen Sie als Fa-
milie gemeinsam die kostbarsten 
Tage des Jahres bei uns und erleben 
Sie einen schönen und erholsamen 
Urlaub. 

Denn gemeinsame Erlebnisse schaffen 
eine ganz besondere Verbindung. Mit 
viel Herzblut arbeiten wir daran, unser 
umfangreiches Angebot immer wieder 
zu erweitern und Ihnen vielfältige und 
unvergessliche Urlaubsmomente zu bie-
ten. 
In den Sommerferien – und teilweise 
weiteren Schulferien – freuen sich un-
sere jungen Gäste auf abwechslungs-
reiche Animationsprogramme in nahezu 
allen Anlagen. Das ganze Jahr laden in 
unseren Ferienanlagen toll ausgestatte-
te Spielzimmer und großzügige Außen-
spielbereiche bei jeder Wetterlage zum 
Toben und Fröhlichsein ein.
Reisen Sie mit wenig Gepäck! Gera-
de Eltern von Kleinkindern kennen die 
Menge an Ausstattung, die täglich be-
nötigt wird. Den Großteil davon bieten 
wir Ihnen kostenfrei zum Ausleihen an. 
Je nach Verfügbarkeit können Sie z. B. 
Babybett, Hochstuhl, Kinderbadewanne 
oder Buggy einfach leihen. Sie planen 
einen Ausflug in der Umgebung? In ei-

nigen Anlagen halten wir Bollerwagen 
und im Winter Schlitten für Sie bereit.
Wussten Sie schon? Unsere besonders 
familienfreundlichen Anlagen erkennen 
Sie am sonnigen „Familie-EWI“-Symbol. 
Sie finden es im Katalog bei den Ferien-
anlagen Büsum, Inzell, Prüm und Schei-
degg. Auf Seite 11 im Katalog haben wir 
eine Übersicht für Sie zusammengestellt 
– hier sehen Sie auf einen Blick, was wir 
in welcher Ferienanlage für Kinder an-
bieten. Online finden Sie ebenfalls die 
Übersicht.
Urlaub, der bezahlbar bleibt, macht 
gleich doppelt so viel Freude. Informie-

ren Sie sich online über die attraktiven 
Zuschüsse Ihres Arbeitgebers und des 
Betreuungswerks, damit Sie Ihren Urlaub 
noch entspannter angehen können.  

Sie haben Lust bekommen, Ihre Ferien 
mit dem ErholungsWerk zu verbringen? 
Entdecken Sie unsere vielseitigen Fami-
lienangebote, die mit ihrem abwechs-
lungsreichen Programm für Urlaubsfreu-
de bei Groß und Klein sorgen:

https://www.erholungswerk.de/famili-
enferien-im-herbst/    

[ub]

Feier zum 30. Geburtstag der Bundesanstalt 
für Post und Telekommunikation Deutsche Bundespost 

HERZLICHEN GLÜCKWUNSCH

Die Bundesanstalt für Post 
und Telekommunikation fei-
erte ihr 30-jähriges Bestehen 
in Berlin.

Geladen waren dabei hoch-
rangige Gäste aus Politik, Wirt-
schaft und Behördenlandschaft. 

Gefeiert wurde in festlichem 
Ambiente im Museum für 
Kommunikation in Berlin. 

Eine rundum gelungene Veran-
staltung.    

[ub]

Familienfreundlichkeit bleibt auf der Strecke

CGBCE KRITISIERT PREISERHÖHUNG DER DEUTSCHEN BAHN

Saarbrücken, 16. Juni 2025 – Die Christ-
liche Gewerkschaft Bergbau, Chemie, 
Energie (CGBCE) zeigt sich tief besorgt 
über die jüngste Entscheidung der 
Deutschen Bahn, die Familienreservie-
rung zum Fixpreis abzuschaffen und 
die Preise für Sitzplatzreservierungen 
zu erhöhen. Diese Maßnahme tritt 
mit dem Fahrplanwechsel am 15. Juni 
2025 in Kraft und bedeutet für viele 
Familien eine erhebliche finanzielle 
Mehrbelastung.

„Die Entscheidung der Deutschen Bahn, 
künftig auch für Kinder eine separate 
Sitzplatzreservierung zu verlangen, ist ein 
Schlag ins Gesicht aller Familien, die auf 

den öffentlichen Verkehr angewiesen 
sind“, erklärt CGBCE-Vorstandsmitglied 
Klaus Bauer. „Eine vierköpfige Familie zahlt 
nun für Hin- und Rückfahrt 44 Euro allein 
für Sitzplätze – das ist mehr als eine Ver-
dopplung gegenüber dem bisherigen Fix-
preis von 10,40 Euro.“
Die CGBCE kritisiert, dass diese Maßnah-
me nicht nur sozial ungerecht sei, sondern 
auch dem Ziel einer nachhaltigen und fa-
milienfreundlichen Verkehrswende wider-
spreche. „Gerade in Zeiten, in denen die 
Bahn als klimafreundliche Alternative zum 
Auto beworben wird, ist es unverständlich, 
warum ausgerechnet Familien zur Kasse 
gebeten werden“, so Bauer weiter.
Auch die Begründung der Bahn, wirt-

schaftliche Zwänge machten diesen Schritt 
notwendig, lässt die Gewerkschaft nicht 
gelten. „Statt kurzfristige Einnahmen zu 
maximieren, sollte die Bahn langfristig in 
Kundenzufriedenheit und soziale Gerech-
tigkeit investieren. Familienfreundlichkeit 
darf kein Lippenbekenntnis bleiben.“
Die CGBCE fordert die Deutsche Bahn 
auf, die Entscheidung umgehend zu über-
denken und gemeinsam mit Fahrgastver-
bänden und Gewerkschaften tragfähige 
Lösungen zu entwickeln, die Familien 
nicht benachteiligen. „Wir brauchen ein 
Bahnangebot, das für alle bezahlbar bleibt 
– nicht nur für Allein- oder Geschäftsrei-
sende.“    

[PR-Bericht-cgbce]
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Arbeitnehmer in 2024 seltener krank 

HENNING RÖDERS, DHV BUNDESVORSITZENDER

Am 28.01.2025 berichtete die FAZ in 
einer kurzen Meldung über einen 
von den Krankenkassen DAK-Ge-
sundheit und Techniker Krankenkas-
se gemeldeten Rückgang der krank-
heitsbedingten Fehltage in 2024 
gegenüber 2023: Bei der DAK-Ge-
sundheit von durchschnittlich 20 
auf 19,7 Tage und bei der Techni-
ker Krankenkasse von 19,4 auf 19,1 
Fehltage. 

Diese beiden großen Krankenkassen 
dürften exemplarisch auch für eine ähn-
liche Entwicklung bei anderen Kranken-
kassen und den privaten Krankenversi-
cherungen stehen.

Diese erfreuliche Meldung zeigt, dass 
auch ohne die vom Allianz-Chef Bäte 
geforderte Einführung eines unbezahl-
ten ersten Krankheitstages – eines so-
genannten Karenztages – ein Rückgang 
der Krankheitstage möglich ist. Die Be-
rufsgewerkschaft DHV lehnt diese Ka-
renztagsforderung ab, weil sie quasi un-
terstellt, dass viele Arbeitnehmer/innen 
blaumachen und eine Erkrankung nur 
vorschieben. Eine derartige Unterstel-
lung weist die DHV entschieden zurück! 
Zudem würde die Einführung eines un-
bezahlten Karenztages zur Folge haben, 
dass viele Beschäftigte krank zur Arbeit 
kommen, weil sie sich Gehaltseinbußen 
nicht leisten können. Das ist vor allem 
im Niedriglohnsektor zu befürchten, wo 
es für die Beschäftigten auf jeden Euro 
ankommt! Die Folge wäre eine erhöh-
te Infektionsgefahr am Arbeitsplatz, ein 
drohender höher Krankenstand und 
damit der gegenteilige Effekt wie vom 
Allianz-Chef mit seiner Forderung beab-
sichtigt.

Der Anstieg der krankheitsbedingten 
Fehltage ist auch Folge der demogra-
phischen Entwicklung in Deutschland. 
Die Arbeitnehmerschaft in Deutschland 
altert. Ältere Beschäftigte sind aber an-
fälliger für Krankheiten. Das gilt insbe-
sondere für schwere Erkrankungen wie 
Krebs, Herz- und Kreislauferkrankungen 
sowie Muskel-Skeletterkrankungen. 
Hinzu kommt die steigende Gefahr von 
psychischen Erkrankungen infolge des 
wachsenden Drucks in der Arbeitswelt. 
Der Anstieg der krankheitsbedingten 

Fehltage kann damit zu einem großen 
Teil nicht verhindert werden – erst recht 
nicht mit einem Karenztag.

Deutschland hat nicht das Problem, 
dass Beschäftigte immer mehr blauma-
chen und insbesondere die Möglichkeit 
der elektronischen Krankschreibung 
missbrauchen. Vielmehr müssen die Ar-
beitsbedingungen in Deutschland noch 
stärker an die Erfordernisse eines al-
tersgerechten Arbeitsplatzes angepasst 
werden. 
Insbesondere sieht die DHV Handlungs-
bedarf in folgenden Bereichen:

•	 Gesundheitsgerechte Gestaltung 
des Arbeitsplatzes (u.a. rückenscho-
nendes Mobiliar, Gelenk- und seh-
nenschonende Computermausbe-
dienungen)

•	 Stressreduzierende Gestaltung des 
Arbeitstages (u.a. längere Pausen, 
weniger Druck bei der Erledigung 
von Arbeitsaufträgen)

•	 Weiterer Ausbau von Telearbeit und 
mobiler Arbeit

•	 Unterstützung älterer Beschäftigter 
in der Ausübung schwerer körper-
licher Arbeit (z.B. Exoskelette für 
Pflegekräfte, Hebehilfen im Hand-
werk oder im Einzelhandel)

•	 Angebot der Arbeitszeitreduzierung 
und damit der Arbeitsbelastung für 
ältere Beschäftigte

•	 Stärkerer Fokus auf Betriebliches 
Gesundheitsmanagement und auf 
die betriebliche Wiedereingliede-
rung langzeiterkrankter Arbeitneh-
mer/innen

Viele Maßnahmen müssen nicht viel 
Geld oder Zeit kosten. Oft reicht auch 
ein gutes Arbeitsklima durch mehr 
Wertschätzung für die Beschäftigten 
aus. Beschäftigte, die sich wertge-
schätzt fühlen, sind motivierter und 
weniger anfällig für Beeinträchtigungen 
ihres Wohlbefindens infolge seelischer 
Belastungen. 

In der Summe führen auch kleine Maß-
nahmen zu krankheitsresilenteren Ar-
beitnehmer/innen und damit in der Ge-
samtheit zu einem weiteren Rückgang 
der krankheitsbedingten Fehltage.

Deshalb fordert die DHV, die Diskussion 
um die Einführung des ersten Krank-
heitstages als unbezahlten Karenztag zu 
beenden!     

[hr]
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Seit 1925 entschädigt die gesetzliche Unfallversicherung 
auch Berufskrankheiten

EINE SOZIALE ERRUNGENSCHAFT WIRD 100 JAHRE ALT 

Seit 100 Jahren werden nicht nur Ar-
beitsunfälle, sondern auch Berufs-
krankheiten durch die gesetzliche 
Unfallversicherung entschädigt. Am 
12. Mai 1925 wurde die erste Berufs-
krankheiten-Verordnung erlassen 
– auch um den sozialen Frieden wei-
ter zu stärken. 

Elf Erkrankungen standen damals auf 
der sogenannten Berufskrankheiten-
liste. Das waren zum Beispiel Erkran-
kungen durch Blei, Phosphor oder der 
Graue Star der Glasmacher und damit 
Spiegelbilder der damaligen Arbeits-
welt. 

Auch Dank des sich kontinuierlich ver-
bessernden Arbeitsschutzes spielen die 
damals aufgenommenen Erkrankungen 
heute keine übergeordnete Rolle mehr. 
Seit 1925 haben sukzessive immer mehr 
Erkrankungen Eingang in die Berufs-

krankheitenliste gefunden. Mit der Auf-
nahme von drei neuen Krankheiten im 
April dieses Jahres sind dort mittlerweile 
85 Berufskrankheiten verzeichnet. 

Das Berufskrankheitengeschehen ist 
dynamisch. Es spiegelt den Wandel der 
Arbeitswelt und weitere Entwicklungen 
wider. Ein eindrucksvolles Beispiel dafür 
ist die Covid-19-Pandemie. Sie führte 
zu einem bis dahin ungekannten An-
stieg des Fallaufkommens: Von 2020 
bis 2023 wurden der Unfallversicherung 
über 540.000 Verdachtsfälle auf eine 
Berufskrankheit im Zusammenhang mit 

Covid-19 gemeldet. Noch nie zuvor hat-
ten die Unfallversicherungsträger in so 
kurzer Zeit so viele Verdachtsmeldungen 
erhalten und bearbeitet. 

Individuelle Prävention 
statt Berufsaufgabe 
„Das Berufskrankheitenrecht ist in die-
ser Form einmalig. Denn es sichert Un-
ternehmen und Beschäftigte nicht nur 
gegen bekannte Risiken ab, sondern 
auch für den Fall, dass sich ein Einfluss 
bei der Arbeit erst später als gesund-
heitsschädigend herausstellt“, sagt Dr. 
Edlyn Höller, stellvertretende Hauptge-
schäftsführerin der Deutschen Gesetz-
lichen Unfallversicherung (DGUV). „Un-
ternehmen können darauf vertrauen, 
dass solche unerkannten Gefahren nicht 
plötzlich zum Haftungsrisiko werden. 
Beschäftigte haben die Sicherheit, auch 
nach Jahrzehnten Hilfe und Entschädi-
gung zu erhalten, wenn es ihren Arbeit-

geber möglicherweise schon gar nicht 
mehr gibt.“ Im Jahr 2023 wendeten die 
Unfallversicherungsträger für Versiche-
rungsleistungen bei Berufskrankheiten 
insgesamt etwa 1,85 Milliarden Euro 
auf, darunter Leistungen an Hinterblie-
bene oder für die medizinische Rehabi-
litation. 

Ein weiterer Meilenstein war zum Jah-
reswechsel 2020 auf 2021 die Weiter-
entwicklung des Berufskrankheiten-
rechts. Besonders intensiv diskutiert war 
in dem Maßnahmepaket der Wegfall 
des Unterlassungszwangs, also die Ver-

pflichtung für betroffene Beschäftigte, 
die krankmachende Arbeit aufzugeben, 
damit bestimmte Berufskrankheiten an-
erkannt werden konnten. Seither setzen 
Berufsgenossenschaften und Unfallkas-
sen noch stärker auf Individualpräven-
tion: „Die Maßnahmen zielen darauf 
ab, dem jeweils ganz eigenen gesund-
heitlichen Risiko am Arbeitsplatz zu be-
gegnen“, so Höller. „Das ist ein Gewinn 
für alle: für die Betroffenen, weil sie die 
Tätigkeit, die sie gern ausüben und die 
den Lebensunterhalt sichert, fortführen 
können. Und für die Unternehmen, weil 
die Maßnahmen besonders gut auf die 
betriebliche Situation, die betroffene 
Person und ihre Erkrankung abgestimmt 
sind.“

Weitere Informationen 
Mehr zur Geschichte der gesetzlichen 
Unfallversicherung, in der die Entwick-
lung des Berufskrankheitenrechts eine 

große Rolle spielt, finden Sie auf den 
Hintergrundseiten der DGUV-Website.
 
Wann die Anerkennung einer Krankheit 
als Berufskrankheit in Frage kommt und 
wie die Meldewege sind, steht auf dem 
Informationsportal der DGUV zu Berufs-
krankheiten . 

Weitere Informationen zur Berufskrank-
heitenhistorie lesen Sie auch in DGUV 
Kompakt.    

[ub]
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CGB fordert Recht auf Nichterreichbarkeit 
und klare Grenzen der ständigen Erreichbarkeit

FÜR EIN GESUNDES ARBEITSLEBEN

Der Christliche Gewerkschaftsbund 
Deutschlands (CGB) warnt eindring-
lich vor den gravierenden gesund-
heitlichen Risiken der ständigen 
Erreichbarkeit von Beschäftigten. 
Angesichts einer Arbeitswelt, die 
zunehmend flexible Modelle und 
digitale Kommunikation nutzt, ver-
schwimmen die Grenzen zwischen 
Beruf und Privatleben. Dies führt 
zu einer alarmierenden Zunahme 
von Stress, psychischen Belastungen 
und Burnout-Erkrankungen.

„Die Annahme, jederzeit verfügbar sein 
zu müssen, ist keine moderne Errungen-
schaft, sondern ein ernstzunehmendes 
Gesundheitsrisiko für unsere Mitglieder 
und alle Beschäftigten in Deutschland“, 
erklärt Henning Röders, Bundesvorsit-
zender des CGB. “Es ist höchste Zeit, 
dass die neue Bundesregierung und 
die Sozialpartner gemeinsam Maßnah-
men ergreifen, um die Gesundheit der 
Beschäftigten zu schützen und klare 
Regeln für die Erreichbarkeit außerhalb 
der Kernarbeitszeiten zu definieren.“ 

ergänzt Anne Kiesow, Bundesgeschäfts-
führerin des CGB.
Die aktuelle Entwicklung zeigt, dass 
viele Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer auch nach Feierabend, am 
Wochenende oder im Urlaub E-Mails 
beantworten, Anrufe entgegennehmen 
oder auf Nachrichten reagieren. Diese 
ständige Verfügbarkeit verhindert eine 
notwendige Erholung, untergräbt das 
Privatleben und führt langfristig zu ei-
ner Reduzierung der Leistungsfähigkeit 
und Kreativität.

Der CGB fordert daher:
•	 Es muss ein klares gesetzliches Recht 

auf Nichterreichbarkeit außerhalb 
der individuell oder kollektiv ver-
einbarten Arbeitszeiten verankert 
werden. Dies bedeutet, dass Arbeit-
geber keine Reaktion auf Arbeitsan-
fragen außerhalb der Arbeitszeit er-
warten oder einfordern dürfen und 
keine negativen Konsequenzen bei 
Nichtbeachtung entstehen.

•	 Unternehmen und Sozialpartner 
müssen dringend verbindliche Re-

gelungen zur Erreichbarkeit in Be-
triebsvereinbarungen oder Tarif-
verträgen treffen. Diese müssen 
festlegen, wann und wie Arbeitneh-
mer erreichbar sein müssen – und 
wann eben nicht. 

•	 Arbeitgeber sind aufgerufen, eine 
Unternehmenskultur zu etablie-
ren, die das Abschalten und die 
Work-Life-Balance aktiv fördert. 

„Der CGB und seine Mitgliedsorganisa-
tionen sehen es als seine christlich-sozi-
ale Verpflichtung an, für menschenwür-
dige Arbeitsbedingungen einzustehen. 
Dazu gehört auch das Recht auf eine 
klare Trennung von Arbeit und Freizeit. 
Wir fordern die politischen Entschei-
dungsträger und die Unternehmen auf, 
dieses drängende Thema nicht länger zu 
ignorieren und gemeinsam mit den Ge-
werkschaften praktikable Lösungen zu 
entwickeln.“ bekräftigt Christian Hert-
zog, Generalsekretär des CGB.             
            

 [Christian Hertzog]

Kein Dienstunfallschutz für Reparaturversuch an einer 
Wanduhr im Dienstzimmer mit einem privaten Klappmesser

GUT ZU WISSEN...

Die Verwendung eines abstrakt ge-
fährlichen Gegenstands – hier ei-
nes Klappmessers – zu einem nicht 
bestimmungsgemäßen Gebrauch 
– hier Reparaturversuch an einer 
Uhr – läuft den wohlverstandenen 
Interessen des Dienstherrn zuwider 
und steht deshalb der Anerkennung 
eines Unfallereignisses als Dienstun-
fall entgegen. Das hat das Bundes-
verwaltungsgericht in Leipzig heute 
entschieden.

Der mittlerweile pensionierte Kläger 
war Polizeivollzugsbeamter im saarlän-
dischen Landesdienst. Im April 2019 
erstattete er bei seiner Dienststelle eine 
Dienstunfallanzeige. Danach habe er 
zu Dienstbeginn in dem ihm zugewie-
senen Arbeitsraum festgestellt, dass die 
sonst über der Tür hängende Wanduhr 
auf der Fensterbank gelegen habe. Es 
sei ihm aufgefallen, dass die Batterie 
der Uhr unsachgemäß im Batteriefach 
gesteckt habe und die Klemmfeder 
verbogen gewesen sei. Er habe mit sei-

nem Klappmesser die verbogene Feder 
wieder richten wollen. Hierbei sei das 
Messer zugeschnappt und er habe sich 
einen tiefen Schnitt am kleinen Finger 
der rechten Hand zugezogen.
Sein Antrag auf Anerkennung des Un-
fallereignisses als Dienstunfall ist be-
hördlich und in den beiden gerichtlichen 
Vorinstanzen erfolglos geblieben. Das 
Berufungsgericht hat darauf abgestellt, 
dass es den wohlverstandenen Interes-
sen des Dienstherrn zuwiderlaufe, wenn 
ein Beamter sich ohne Not einem Verlet-
zungsrisiko durch Hantieren mit einem 
privaten, abstrakt gefährlichen Gegen-
stand aussetze, dessen Funktionstaug-
lichkeit der Dienstherr nicht prüfen kön-
ne.
Das Bundesverwaltungsgericht hat die 
vom Berufungsgericht zugelassene Re-
vision des Klägers zurückgewiesen. 
Der Kläger hat keinen Anspruch auf 
Anerkennung des Unfallereignisses als 
Dienstunfall. Zwar hat sich der Unfall 
in einem Dienstgebäude zur Dienstzeit 
ereignet und ist damit grundsätzlich 

als „in Ausübung des Dienstes einge-
treten“ vom Dienstunfallschutz erfasst. 
Dem steht auch nicht entgegen, dass 
die Reparatur der Uhr nicht zu den 
dienstlichen Aufgaben des Klägers als 
Polizeibeamter gehörte. Dienstunfall-
schutz wird jedoch nicht gewährt, wenn 
die Tätigkeit vom Dienstherrn verboten 
ist oder dessen wohlverstandenen Inter-
essen zuwiderläuft. Das ist hier der Fall. 
Dabei kann dahinstehen, ob es sich um 
ein Einhandmesser im Sinne des Waf-
fengesetzes handelte und das Führen 
des Messers bereits deshalb verboten 
war. Jedenfalls lief die Benutzung dieses 
Messers zum Zweck einer Uhrreparatur 
den wohlverstandenen Interessen des 
Dienstherrn zuwider. Das verwende-
te Messer ist ein abstrakt gefährlicher 
Gegenstand, der für den Zweck der Re-
paratur ersichtlich nicht bestimmt und 
nicht geeignet war.

BVerwG 2 C 8.24 - 
Urteil vom 13. März 2025    

Kraft tanken im Urlaub
SELFCARE - ENTSPANNUNG UND RESILIENZ

Stress ist in unserem modernen Le-
ben ein allgegenwärtiger Begleiter. 
Doch es gibt wirksame Methoden, um 
ihn abzubauen und unsere Resilienz, 
unsere geistige Widerstandskraft, zu 
stärken.

Entspannungsübungen, Bewegung und 
eine ausgewogene Ernährung spielen da-
bei eine zentrale Rolle. Meditation, Atem-
techniken und Yoga beruhigen den Geist 
und entspannen den Körper. Sie reduzie-
ren Stresshormone und fördern Ruhe und 
Gelassenheit. Regelmäßig angewendet, 
können sie die Schlafqualität und das all-
gemeine Wohlbefinden Verbessern. Sport 
und regelmäßige Bewegung setzen Endor-
phine frei, die als natürliche Stimmungs-
aufheller wirken. Ob Laufen, Radfahren, 
Schwimmen oder Tanzen – jede Form der 
Bewegung hilft, Stress abzubauen und das 
Wohlbefinden zu steigern.Sie wünschen 
sich einen aktiveren Alltag und möchten 
etwas für Ihre Gesundheit tun, aber der 
Start fällt Ihnen allein schwer? Wir bie-

ten Ihnen die Möglichkeit, 
außerhalb der eigenen vier 
Wände der Alltagsroutine zu 
entkommen. Entdecken Sie 
maßgeschneiderte Angebo-
te beim ErholungsWerk, die 
mit einem gezielten Gesund-
heitsprogramm Ihren Weg 
in eine vitalere Zukunft be-
reiten können. Nehmen Sie 
teil an der Woche „Gesund 
für morgen“ in unserer Fe-
rienanlage in Braunlage im 
Harz. Hier geht es bei täglich 
wechselnden Themen wie 
z. B. Entspannung, Wande-
rungen und Ernährung in 
Theorie und Praxis um Ihre Gesundheit. 7 
Nächte, 639,00 €. Sie möchten sich eine 
kurze Auszeit gönnen? Buchen Sie ein 
verlängertes Wochenende mit unserem 
Angebot „Resilienzzeit – Stressabbau und 
Entspannung“ in unserer Ferienanlage in 
Prüm in der Eifel. Erlernen Sie Techniken, 
die Ihnen im Alltag mehr Gelassenheit und 

Freude bringen. 3 Nächte, 395,00 €  

Alle Infos zu diesen Gesundheitsangebo-
ten finden Sie hier: 
https://www.erholungswerk.de/goennen-
sie-sich-eine-pause/     

Quelle: Presseinformation Erholungswerk

CGPT per am Kabinetttisch

CGPT BUNDESVORSITZENDER UND DER NEUE STAATSMINISTER

Dr. Michael Meister, seit 31 Jahren Mit-
glied des Bundestages, wurde zum 
Staatsminister im Kanzleramt ernannt. 
Er ist zuständig für die Beziehungen 
Bund-Länder.

In der Zeit von Bundeskanzlerin Merkel war 
er 8 Jahre Parlamentarischer Staatssekretär. 
Dr. Meister, von seiner beruflichen Entwick-
lung her, ist er ein Mann der Wirtschaft /
Selbstständiger. Aber da er ein Anhänger 
der christlichen Soziallehre ist und des Ge-
werkschaftspluralismus, ist er seit 30 Jah-
ren CGPT Förder-Mitglied.    

[ub]

CGPT Bundesvorsitzender Ulrich Bösl im 
Gespräch mit dem Staatsminister im Kanzleramt  

Dr. Michael Meister, MdB



Impressum

DP 02/2025          25

Das bietet die CGPT
ihren Mitgliedern

Rechtsschutz
in allen Angelegenheiten des Dienst-, Ar-
beits- und Sozialrechts.

Information
über alle wesentlichen Neuerungen auf dem
Gebiet des Dienst-, Beamten-, Tarif-, Arbeits-
und Sozialrechts sowie sonstige aktuelle 
berufspolitische Fragen durch die Gewerk-
schaftszeitung DAS PERSONAL und anderer
Informationsdienste (www.cgpt.de).

Berufliche Beratung
in den vielfältigen Bereichen des beruflichen
Alltags.

Streikunterstützung
Streikunterstützung wird aufgrund der 
Richtlinien der CGPT-Streikordnung ge-
währt.

Erholungszuschuss
als Beitrag zur Erholungsfürsorge in einem 
anerkannten Erholungsheim in jedem zwei-
ten Urlaubsjahr.

Alle diese Leistungen sind im Mitgliedsbei-
trag enthalten. Darüber hinaus haben un-
sere Mitglieder die Möglichkeit, an unseren 
gewerkschaftlichen Schulungsveranstaltun-
gen, berufs- und gesellschaftspolitischen 
Seminaren sowie an sonstigen Bildungs-
maßnahmen teilzunehmen.

Weitere Auskünfte erteilen die zuständigen
Regional- und Landesverbände bzw. die 
CGPT Bundesgeschäftsstelle
Alfredstr. 155
45131 Essen.
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Drei Länder, ein Team!  CGPT aktiv dabei

Rechtsicher arbeiten im Betriebsrat

BETRIEBSVERSAMMLUNG DEUTSCHE POST NL BETRIEB ZWICKAU 

BETRIEBSRÄTESEMINAR

Am Dienstag, 10. Juni 2025 fand in Hof 
die zentrale Betriebsversammlung der 
Postniederlassung Zwickau statt. Tra-
ditionell war auch die CGPT mit einem 
Infostand dort vertreten.

Auch bestand die Möglichkeit, 
durch ein Grußwort des Bun-
desvorstandes die Gewerkschaft 
den Kolleginnen und Kollegen 
vorzustellen. In Vertretung für 
den Bundesvorsitzenden hat 
Christian Zollner diese Aufgabe 
übernommen. Als CGPT-Landes-
vorsitzender von Bayern und in 
Oberfranken beheimatet ist er 
ja mit dem Teil der Leitregion 95 
Bayreuth, die auch zur Niederlas-
sung Zwickau gehört und dem 
Veranstaltungsort sehr vertraut. 
Er ging in seinem Grußwort auf 
die besondere Herausforderung 
ein, wachsende Belastungen 
durch Arbeitsverdichtung mit 
der eigenen Gesundheit der Be-
schäftigten und Betreuung von 

Angehörigen zu vereinbaren. Nicht nur die 
Forderung der CGPT nach einer Begren-
zung des Paketgewichts, sondern auch die 
sinnvolle Steuerung von Sendungsmengen 
zur besseren Vereinbarkeit von Familie, 

Pflege und Beruf stehen auf unserer Agen-
da. In diesem Zusammenhang auch das 
Stichwort: Montag mit Samstag tauschen! 
Die Niederlassung Zwickau vereint Berei-
che aus drei Bundesländern und dies nahm 

Christan Zollner auch zum An-
lass auf die Vielfalt hinzuwei-
sen, die auch im Betriebsrat der 
Niederlassung gelebt wird. Seit 
langer Zeit ist die CGPT dort im 
Gremium vertreten und zeigt so-
mit aktive, konstruktive Mitver-
antwortung in der betrieblichen 
Mitbestimmung – unabhängig 
von Herkunft, Gewerkschafts-
mitgliedschaft und Weltan-
schauung – zum Wohl der kom-
pletten Belegschaft. 
Dies soll auch durch eine aktive 
Beteiligung bei der nächsten Be-
triebsratswahl in 2026 erreicht 
werden. 

   [jr]

CGPT-Betriebsräte trafen sich im April 
im Hotel Sonnenhof und haben sich 
sehr intensiv mit Themen wie Daten-
schutz, neue Medien und Organisation 
beschäftigt. 

Referent Sebastian Scheder, der als erfah-
rener Rechtssekretär der CGM tätig ist, 
konnte mit vielen interessanten Beispielen 
aus der Praxis, den Teilnehmern für ihre 
Arbeit in den Betriebsräten vor Ort helfen. 
Die aktuelle Situation der Belegschaften 
im KEP- und Telekommunikations-Sektor 
führte zur lebendigen Diskussion der Teil-
nehmer mit dem Referenten. 

Auch der Erfahrungsaustausch zwischen 
den Teilnehmern kam nicht zu kurz. Die-
ses Seminar hat viele guten Anregungen 
für das Engagement in den Gremien ge-
bracht. Gerade die Themen im Bereich der 
Deutschen Post DHL führten zu angeregter 
Diskussion. 

Eine intensive Woche wird allen Teilneh-
mern sicher noch lange im Gedächtnis 

und bleiben bei der täglichen Arbeit vor 
Ort helfen.  

   [jr]

Welthungerhilfe: 
Für eine Welt ohne Hunger

Deutsche Welthungerhilfe e. V.
Sparkasse KölnBonn
IBAN: DE15 3705 0198 0000 0011 15
BIC: COLSDE33
Betreff: Welt ohne Hunger 

Ein Leben ohne Hunger ist ein 
Menschenrecht. Dennoch müssen 
weltweit etwa 733 Millionen 
Menschen hungern. Gemeinsam mit 
unseren Unterstützer*innen haben 
wir ein Ziel:
#ZeroHunger bis 2030.  

Christliche Gewerkschaften begrüßen
Abschluss Öffentlicher Dienst

 3% mehr Lohn

 Ab 1. April 2025 und zum

 1 Mai 2026 dann 2,8 % mehr Lohn

sind die Kernelemente der Tarifeinigung.

Die CGPT fordert diese Tarifeinigung, Zeit und
Inhaltsgleich für Beamtinnen und Beamte sowie

Ruheständler zu übernehmen.

Mensch im Mittelpunkt- CGPT

Bundesvorstand der Christlichen Gewerkschaft Postservice und Telekommunikation, 

45131 Essen  Alfredstr. 155  Telefon: (0201) 85 79 65 40  Fax: (0201) 85 79 65 49

Internet: www.cgpt.de

Instagram: Fachgewerkschaft_CGPT

Christliche Gewerkschaft
Postservice und Telekommunikation
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Mit großer Betroffenheit haben wir erfahren, dass un-
ser geschätzter Kollege Christopher McIntyre im Alter 
von 60 Jahren - im Monat März 2025 - für immer von 
uns gegangen ist.

Christopher war ein engagierter christlicher Gewerk-
schafter, dem die Gewerkschaftsarbeit viel Freude 
bereitete und die Vertretung der Interessen der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer stets eine Herzensan-
gelegenheit war. 

Über viele Jahrzehnte seines Lebens hat Christopher 
auf der Regional- und Landesebene die Arbeit der 
Christlichen Gewerkschaften Postservice und Telekom-
munikation mitbestimmt. 

Mit Christopher McIntyre verlieren wir einen engagier-
ten herzlichen und immer hilfsbereiten Gewerkschafts-
kollegen und Freund. 

Unser besonderes Mitgefühl gilt seiner Familie und 
seinen Angehörigen. Wir wünschen Ihnen viel Kraft 
und Gottes Segen in dieser schweren Zeit. Wir werden 
Christopher stets ein ehrendes Andenken bewahren.

NACHRUF 

CHRISTOPHER
MCINTYRE  

Urlaub zum Schnupperpreis

SELFCARE

Gönnen Sie sich eine erholsame Pau-
se vor dem Jahreswechsel und erle-
ben Sie unsere ErholungsWerk-eige-
nen Ferienanlagen zum Sonderpreis. 
Ob in den Bergen, am See oder 
an der Küste – entdecken Sie die 
schönsten Urlaubsziele. Egal, ob Sie 
alleine reisen, zu zweit oder mit der 
ganzen Familie, wir haben ein tolles 
Angebot für Sie.

Klingt gut? Dann nichts wie los – seit 
dem 07. Juli 2025 können Sie sich fürs 
Schnupperwohnen anmelden und Ihre 
Auszeit fest einplanen. Im Zeitraum von 
12.11.25 bis 10.12.25 bezahlen gemein-
nützige Gäste nie mehr als 30,00 € pro 
Wohneinheit/Tag, unabhängig von der 
Größe der Wohnung. Der Preis für nicht 
gemeinnützige Kunden liegt bei 34,50 
€ pro Wohneinheit/Tag. Sichern Sie sich 
frühzeitig Ihre Wunschunterkunft!
Sie möchten nur für ein paar Tage dem 
Alltag entfliehen? Auch das ist prob-

lemlos möglich! 
Für Aufenthalte 
von bis zu 3 Näch-
ten berechnen 
wir lediglich einen 
kleinen Servicezu-
schlag von 25,– € 
pro Wohneinheit. 
Damit stellen wir 
sicher, dass auch 
kürzere Urlaube 
mit dem gewohn-
ten Komfort und 
unserer herzlichen 
Betreuung für Sie 
zur Erholung werden. Ideal für einen 
spontanen Tapetenwechsel!
Ist Ihre Urlaubsplanung im Unternehmen 
noch nicht final? Kein Problem! Unsere 
kundenfreundlichen Stornobedingun-
gen ermöglichen Ihnen, Reisen mit Ei-
genanreise bis zu 56 Tage vor Anreise 
kostenfrei zu stornieren.
Möchten Sie ein passendes Reiseziel aus-

wählen oder benötigen Sie Unterstüt-
zung bei der Buchung? Unser Urlaubs-
team hilft Ihnen gern weiter:
Telefon: 0711 9744 12825, von Montag 
bis Freitag von 9 bis 16 Uhr

E-Mail: Urlaub@erholungswerk.de    
[ub]

13/25 - Vergütung (freigestellter) 
Betriebsratsmitglieder - Darlegungs- 
und Beweislast

Nach dem Betriebsverfassungsgesetz (Be-
trVG) haben Mitglieder des Betriebsrats 
Anspruch auf Erhöhung ihres Arbeitsent-
gelts in dem Umfang, in dem das Arbeits-
entgelt vergleichbarer Arbeitnehmer mit 
betriebsüblicher Entwicklung steigt (§ 37 
Abs. 4 Satz 1 BetrVG*). Für das Vorliegen 
der Voraussetzungen dieses Anspruchs 
ist grundsätzlich das Betriebsratsmitglied 
darlegungs- und beweisbelastet. Korrigiert 
der Arbeitgeber eine mitgeteilte und ge-
währte Vergütungserhöhung, die sich für 
das Betriebsratsmitglied als Anpassung 
seines Entgelts entsprechend § 37 Abs. 4 
Satz 1 BetrVG darstellen durfte, hat der 
Arbeitgeber darzulegen und zu beweisen, 
dass die Vergütungserhöhung objektiv 
fehlerhaft war.

Der Kläger ist seit 1984 bei der Beklagten, 
einer Automobilherstellerin, beschäftigt. 
Er war als Anlagenführer tätig und wurde 
nach den einschlägigen (firmen-)tarifver-
traglichen Regelungen entsprechend der 
sog. Entgeltstufe (ES) 13 vergütet. Seit 
2002 ist er Mitglied des Betriebsrats und 
von seiner beruflichen Tätigkeit freigestellt. 
Anfang 2003 teilte die Beklagte dem Klä-
ger mit, sein Arbeitsentgelt werde entspre-
chend der mit ihm vergleichbaren Arbeit-
nehmer mit betriebsüblicher Entwicklung 
gemäß § 37 Abs. 4 Satz 1 BetrVG der ES 
14 angepasst. In der Folgezeit erhielt der 
Kläger ähnlich lautende Anpassungsmit-
teilungen hinsichtlich der jeweils nächsthö-
heren Entgeltstufe und bezog ab 1. Januar 
2015 eine Vergütung nach ES 20. Im Ok-
tober 2015 wurde ihm eine freie Stelle als 
Fertigungskoordinator angetragen, für die 
er intern als „Idealbesetzung“ galt. Auf-

grund seiner Betriebsratstätigkeit bewarb 
sich der Kläger nicht.

Im Nachgang zur Entscheidung des Bun-
desgerichtshofs (BGH) vom 10. Januar 
2023 – 6 StR 133/22 – überprüfte die Be-
klagte die Vergütungen freigestellter Be-
triebsratsmitglieder. Beim Kläger erachtete 
sie eine Vergütung nach ES 18 als zutref-
fend und forderte für Oktober 2022 bis 
Januar 2023 die über die ES 18 hinaus ge-
zahlte Vergütung zurück. Im Februar 2023 
erhielt der Kläger Entgelt nach ES 17, seit 
März 2023 auf Grundlage von ES 18.
Mit seiner Klage verlangt der Kläger Ver-
gütungsdifferenzen, den zurückgezahlten 
Betrag sowie die Feststellung der Verpflich-
tung der Beklagten, das Arbeitsverhältnis 
ab dem 1. Januar 2015 nach den jeweils 
geltenden tarifvertraglichen und betrieb-
lichen Regelungen für Beschäftigte in der 
ES 20 durchzuführen. Er hat sich neben 
den Anpassungsmitteilungen der Beklag-
ten auch darauf berufen, eine Vergütung 
nach ES 20 entspreche seiner hypotheti-
schen Karriere zu einer Tätigkeit als Ferti-
gungskoordinator.

Das Landesarbeitsgericht hat den Zah-
lungsanträgen im Wesentlichen stattgege-
ben und nach der begehrten Feststellung – 
allerdings erst ab 1. Januar 2016 – erkannt. 
Es ist davon ausgegangen, der Kläger habe 
zwar keinen Anspruch auf Vergütung nach 
ES 20 gemäß § 37 Abs. 4 Satz 1 BetrVG 
(Vergütungsanpassung), wohl aber nach 
§ 78 Satz 2 BetrVG** iVm. § 611a Abs. 
2 BGB (fiktiver Beförderungsanspruch). 
Hiergegen richtet sich die Revision der 
Beklagten, während der Kläger mit seiner 
Revision die teilweise Abweisung seines 
Feststellungsantrags angreift.

Die Revision der Beklagten hatte vor dem 
Siebten Senat des Bundesarbeitsgerichts 
Erfolg und führte zu einer Zurückverwei-
sung der Sache an das Landesarbeits-
gericht. Dagegen hatte die Revision des 
Klägers schon deshalb keinen Erfolg, weil 
sein Feststellungsbegehren unzulässig ist. 
Ob seine Zahlungsanträge begründet sind, 
konnte das Bundesarbeitsgericht nicht ab-
schließend beurteilen. Das Landesarbeits-
gericht hat bei dem hauptsächlich zur Ent-
scheidung gestellten Anpassungsanspruch 
nach § 37 Abs. 4 Satz 1 BetrVG die Dar-
legungs- und Beweislast bei dem Kläger 
gesehen. Ermittelt jedoch – wie vorliegend 
– der Arbeitgeber eine für das Betriebsrats-

mitglied ersichtlich auf § 37 Abs. 4 Satz 1 
BetrVG gestützte Vergütungsanpassung, 
teilt diese dem (freigestellten) Betriebs-
ratsmitglied mit und zahlt eine dement-
sprechende Vergütung, trifft ihn die Darle-
gungs- und Beweislast für deren objektive 
Fehlerhaftigkeit, wenn er im Nachhinein 
die Bemessung des Arbeitsentgelts korri-
giert.
Erst wenn die Beklagte die Fehlerhaftig-
keit der Vergütungsanpassung darzulegen 
und ggf. zu beweisen vermag, wird das 
Landesarbeitsgericht über die Zahlungsan-
träge aufgrund des hilfsweise erhobenen 
Anspruchs des Klägers infolge des Verbots 
einer Benachteiligung bei seiner beruf-
lichen Entwicklung zu befinden haben. 
Aus § 78 Satz 2 BetrVG kann sich iVm. § 
611a Abs. 2 BGB ein unmittelbarer An-
spruch des Betriebsratsmitglieds auf eine 
bestimmte Vergütung ergeben, wenn sich 
die Zahlung einer geringeren Vergütung als 
Benachteiligung des Betriebsratsmitglieds 
wegen seiner Betriebsratstätigkeit darstellt. 
Dieser bildet einen eigenständigen prozes-
sualen Anspruch (Streitgegenstand); § 37 
Abs. 4 Satz 1 BetrVG enthält insoweit kei-
ne abschließende Regelung über die Höhe 
des Arbeitsentgelts des Amtsträgers. Diese 
Maßgabe ist mit dem Urteil des Bundes-
gerichtshofs vom 10. Januar 2023 – 6 StR 
133/22 – nicht in Frage gestellt.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 20. März 
2025 – 7 AZR 46/24 –
Vorinstanz: Landesarbeitsgericht Nieder-
sachsen, Urteil vom 8. Februar 2024 – 6 Sa 
559/23 –
* § 37 Abs. 4 Satz 1 BetrVG lautet: Das Ar-
beitsentgelt von Mitgliedern des Betriebs-
rats darf einschließlich eines Zeitraums von 
einem Jahr nach Beendigung der Amtszeit 
nicht geringer bemessen werden als das 
Arbeitsentgelt vergleichbarer Arbeitneh-
mer mit betriebsüblicher beruflicher Ent-
wicklung.

** Der sich ua. auf Mitglieder des Betriebs-
rats beziehende § 78 Satz 2 BetrVG lau-
tet: Sie dürfen wegen ihrer Tätigkeit nicht 
benachteiligt oder begünstigt werden; dies 
gilt auch für ihre berufliche Entwicklung. 

PM Bundesarbeitsgericht 20.03.2025  

§ Arbeits- und Sozialrecht
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Vortäuschen einer Arbeitsunfähig-
keit? Kündigung wegen Karnevalsak-
tionen unwirksam

Der Arbeitgeber, der einen Arbeitnehmer 
wegen des Vortäuschens einer Arbeits-
unfähigkeit kündigt, muss darlegen und 
beweisen, dass der Arbeitnehmer un-
entschuldigt gefehlt hat und die vom Ar-
beitnehmer behauptete Krankheit nicht 
vorliegt. Der Besuch einer Karnevalsveran-
staltung kurz nach Ende der bescheinigten 
Arbeitsunfähigkeit erschüttert nicht den 
Beweiswert der ärztlich ausgestellten AU.
LAG Köln v. 21.1.2025 - 7 SLa 204/24
Der Sachverhalt:
Der über 50-jährige Kläger ist seit 2001 bei 
der Beklagten bzw. deren Rechtsvorgän-
gerin als Mitarbeiter Logistik beschäftigt. 
Seine Tätigkeit ist geprägt von körperlicher 
Arbeit, die vor Ort erledigt werden muss. 
Der Kläger war vom 31.10.2022 bis zum 
4.11.2022 krankgeschrieben. Er ist Mit-
glied eines Karnevalsvereins und hatte am 
Abend des 4.11.2022 an einer Veranstal-
tung, dem sog. Mobilmachungsappell, teil-
genommen. Ähnlich verhielt es sich zum 
anschließenden Jahreswechsel. Der Kläger 
war bis zum 6.1.2023 krankgeschrieben 
und nahm am 5.1.2023 an einer Veran-
staltung, dem sog. Generalkorpsappell, 
teil. Die Veranstaltung begann um 19 Uhr. 
Ausweislich eines Videos im Internet mar-
schierte der Kläger in voller Uniform in den 
Saal ein.
Am 12.1.2023 wurde die Beklagte auf die 
Teilnahme des Klägers an den o.g. Veran-
staltungen aufmerksam. Es folgten zwei 
Anhörungen am 20.1. und 26.1.2023 
via MS Teams zu den Vorwürfen, 
dass der am 5.1.2023 und 
am 4.11.2022 trotz 
vorliegender Arbeits-
un fäh igke i t sbe -
scheinigung an 
Karnevalsveran-
staltungen teilge-
nommen habe. 
Der behandelnde 
Arzt des Klägers 
stellte fest, 

dass bei der letzten AU bis 6.1.2023 kein 
Ausgehverbot bestanden habe.

Die Beklagte kündigte dem Kläger mit 
Schreiben vom 17.2.2023 außerordentlich 
fristlos und mit Schreiben vom 19.4.2023 
ordentlich zum 31.12.2023. Hiergegen 
wandte sich der Kläger und begehrte seine 
Weiterbeschäftigung. Er behauptete, er sei 
jeweils an einem akuten Atemwegsinfekt 
erkrankt gewesen. Am Freitag, 4.11.2022, 
seien die Symptome bis auf den Husten 
und eine leichte Erschöpfung nicht mehr 
vorhanden gewesen. Er habe an der Ver-
anstaltung teilgenommen. jedoch im 
Vorfeld bereits besprochen, dass er nach 
zwei Stunden wieder abgeholt werde. Am 
5.1.2023 habe er die benannte Veranstal-
tung besucht, um seine Belastungsfähig-
keit zu testen und sei nach ca. einer Stun-
de abgeholt worden, um zu vermeiden, 
erneut arbeitsunfähig zu erkranken.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgege-
ben. Das LAG hat die hiergegen gerichtete 
Berufung zurückgewiesen.

Die Gründe:
Die außerordentliche Kündigung vom 
17.2.2023 war unwirksam und hat das Ar-
beitsverhältnis nicht beendet. Es fehlte be-
reits an einem wichtigen Grund i.S.v. § 626 
Abs. 1 BGB. Die Kündigung wurde - aus 
welchen Gründen auch immer - ausdrück-
lich nur als Tatkündigung ausgesprochen. 
Der Beklagten ist es aber nicht gelungen, 
den Tatnachweis zu führen, d.h. dem Klä-
ger nachzuweisen, dass er seine Arbeitsun-
fähigkeit vorgetäuscht hatte.

Der Arbeitgeber, der einen Ar-
beitnehmer wegen 
des Vortäuschens ei-

ner Arbeitsunfähigkeit 
kündigt, muss darlegen 
und beweisen, dass der 
Arbeitnehmer unent-
schuldigt gefehlt hat und 
die vom Arbeitnehmer 
behauptete Krankheit 
nicht vorliegt. Gelingt es 
dem Arbeitgeber, den 
Beweiswert der ärztli-
chen Arbeitsunfähig-

keitsbescheinigung 
zu erschüttern 

bzw. zu ent-
k r ä f t en , 

so tritt 
hin-

sichtlich der Darlegungs- und Beweislast 
wieder derselbe Zustand ein, wie er vor 
Vorlage des Attestes bestand. Es ist dann 
Sache des Arbeitnehmers. seinen Vortrag 
z.B. mit Hinweisen zu den Fragen, welche 
Krankheiten vorgelegen haben, welche 
gesundheitlichen Einschränkungen be-
standen haben, welche Verhaltensmaß-
regeln der Arzt gegeben hat. welche Me-
dikamente gegeben wurden, weiter zu 
substantiieren.

Erst wenn der Arbeitnehmer insoweit sei-
ner Substantiierungspflicht nachgekom-
men ist und ggf. die behandelnden Ärzte 
von ihrer Schweigepflicht entbunden hat, 
muss der Arbeitgeber auf Grund der ihm 
obliegenden Beweislast den konkreten 
Sachvortrag des Arbeitnehmers widerle-
gen. Wenn der behandelnde Arzt die vor-
aussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit 
nach dem Kalenderdatum bestimmt hat, 
wird die Arbeitsunfähigkeit bis zum Ende 
der betriebsüblichen Arbeitszeit am letzten 
umfassten Kalendertag bescheinigt.

Infolgedessen ließ sich im vorliegenden Fall 
das Bestehen des Tatvorwurfs, nämlich das 
Vortäuschen der Arbeitsunfähigkeit, nicht 
mit der für einen Tatnachweis notwendi-
gen Sicherheit feststellen. Der Beweiswert 
der AU für den Zeitraum vom 31.10.2022 
bis zum 4.11.2022 wurde bereits nicht 
durch die Teilnahme des Klägers am Mobil-
machungsappell am Abend des 4.11.2022 
erschüttert. Denn zu diesem Zeitpunkt war 
die Arbeitsunfähigkeit bereits beendet. Der 
Besuch einer Karnevalsveranstaltung kurz 
nach Ende der bescheinigten Arbeitsunfä-
higkeit erschüttert nicht den Beweiswert 
der ausgestellten AU. Dies gilt zumindest 
vor dem Hintergrund des diagnostizierten 
Infekts der oberen Atemwege.

Hinsichtlich der „Erkrankung“ im Januar 
2023 bestand lediglich ein entsprechen-
der Verdacht. Ein Anzweifeln der Angaben 
des Klägers und seines Arztes reichte nicht 
aus. Die Umstände. die den Beweiswert 
des ärztlichen Attests hätten erschüttern 
können, waren vorliegend nicht so gra-
vierend, dass sie ein starkes Indiz für die 
Behauptung des Arbeitgebers darstellten, 
die Krankheit des Arbeitnehmers sei nur 
vorgetäuscht gewesen. Dies wäre etwa 
dann der Fall, wenn der Arbeitnehmer 
wegen eines akuten Bandscheibenvorfalls 
arbeitsunfähig krankgeschrieben ist, aber 
beim Tanz auf der Karnevalsbühne gesich-
tet wird. 

BEHINDERUNG DER 
BETRIEBSRATSARBEIT
von lrena Schauer

Diese neue „Arbeitshilfe für Betriebs-
räte“ erläutert, auf welche verschiede-
nen Arten Betriebsräte bei ihrer Tätigkeit 
oft behindert werden. Dies kann sowohl 
alle Stadien der Betriebsratswahl betref-
fen als auch die spätere tägliche Arbeit 
des Betriebsrats. Die möglichen Störun-
gen des Arbeitgebers erstrecken sich da-
bei über die inhaltliche und organisatori-
sche Behinderung der Betriebsratsarbeit 
bis hin zur Einschüchterung bzw. Mob-
bing einzelner Betriebsratsmitglieder.
Die Broschüre zeigt aber auch Möglich-
keiten auf, wie sich der Betriebsrat da-
gegen wehren kann, sowohl innerbe-
trieblich als auch gerichtlich. Man darf 
nicht aus den Augen verlieren: Wenn 
„Betriebsräte ihre Rechtsposition konse-
quent, extensiv und möglicherweise in 
Anlehnung an von Gewerkschaften ent-
wickelten Vorstellungen wahrnehmen 

BEAMTENSTATUSGESETZ:
BEAMTSTG
Reich / Masuch 

Zum Werk: Das Beamtenstatusgesetz 
legt bundeseinheitliche Strukturen für 
die beamtenrechtlichen Angelegenhei-
ten von Landes- und Kommunalbeam-
ten fest. Der Kommentar erläutert das 
Beamtenstatusgesetz prägnant und pra-
xisorientiert mit Blick auf die Verzahnung 
des BeamtStG und den Landesbeamten-
gesetzen.
Vorteile auf einen Blick 
•	 Mit einer Einführung zur Entwick-

lung des BeamtStG und dessen 
Verzahnung mit den Landesbeam-
tengesetzen 

•	 praxisgerechte, an der Rechtspre-
chung orientierte Kommentierung 

•	 mit Ausführungen zum Rechtsschutz 

Zur Neuauflage: Die Neuauflage be-
rücksichtigt alle seit der Vorauflage er-
gangenen Gesetzesänderungen; zuletzt 
durch: Art. 2 des Gesetzes zur Regelung 
des Erscheinungsbilds von Beamtin-
nen und Beamten sowie zur Änderung 
weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 
vom 28.6.2021, durch das Hinweisge-
berschutzgesetz vom 31.5.2023, und 
durch das Gesetz zur Beschleunigung 
von Disziplinarverfahren in der Bundes-
verwaltung und zur Änderung weite-
rer dienstrechtlicher Vorschriften vom 
20.12.2023.  

CH Beck Verlag

KULT
Warum die Zukunft des Christentums 
uns alle betrifft
von Reinhard Marx

Ist das Christentum in unserem Kultur-
kreis ein Auslaufmodell? Hat es noch 
Konjunktur angesichts vieler zurecht be-
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[...], verstoßen sie weder gegen Verfas-
sungsnormen noch gegen Vorschriften 
des Betriebsverfassungsgesetzes“ (BVer-
fG 10.12.1985 — 1 BA 1724/83)
Oft ist für die Betriebsratsmitglieder 
nicht klar erkennbar, ob tatsächlich eine 
Behinderung besteht. Mit dieser Ar-
beitshilfe sollen Antworten geliefert und 
die rechtlichen Grundlagen leicht ver-
ständlich nähergebracht werden. Dabei 
werden die Antworten durch Formulie-
rungsbeispiele und Praxistipps ergänzt, 
um Betriebsräten eine sofortige Umset-
zung in der Praxis zu ermöglichen. 

C.H. Beck Verlag

SABBATICAL 
von Smaro Sideri

Immer mehr Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer hegen den Wunsch nach 
einer kleinen oder auch längeren Aus-
zeit. Die Unternehmen sind daher immer 
mehr gefordert, attraktive Angebote zu 
machen, um ihre Fachkräfte zu motivie-
ren und zu binden.
Die neue „Arbeitshilfe für Betriebsräte“ 
beschäftigt sich mit den verschiedenen 
Gestaltungsmöglichkeiten von berufli-
chen Auszeiten. Für Betriebsräte beson-
ders interessant ist die Möglichkeit, Sab-
batical-Rahmenbedingungen in einer 
Betriebsvereinbarung abzuschließen. In 
dieser Arbeitshilfe finden sie sowohl die 
rechtlichen Möglichkeiten aufgezeigt als 
auch Argumentationshilfen, um dieses 
Instrument zur Mitarbeiterbindung und 
Erhöhung der Mitarbeiterzufriedenheit 
in Zeiten des Fachkräftemangels zu nut-
zen.
Es werden einzelne Modelle mit und 
ohne Gehaltsfortzahlung vorgestellt so-
wie die Bedeutung von Wertguthaben 
und Zeitwertkonten erörteft. Außerdem 
erläutert die Broschüre die Unterschiede 

stehender kritischer Anfragen an die Kir-
che? Und falls ja, was macht die Kirche 
überhaupt relevant für die heutige Zeit? 
Reinhard Marx hält dem Pessimismus des 
Untergangs die provokante Forderung 
entgegen: Das Christentum ist Kult! Er 
denkt darüber nach, warum und wie 
sich das Wesen des Christentums in der 
kultischen Feier der Glaubensgemein-
schaft bewahrheiten und erfahren lässt. 
Die Feier der Eucharistie öffnet den Blick 
für die je notwendige Verwandlung der 
Welt. Eine solche Kult-Feier des Lebens 
und der Hoffnung muss sich auch aus-
wirken auf Ethik und Soziallehre, auf die 
Reform der Kirche und ist so ein Beitrag 
zum Zusammenhalt der Gesellschaft 
und zur Stärkung der Demokratie. 

Kösel Verlag
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MERZ
AUF DER SUCHE NACH 
DER VERLORENEN MITTE
Können wir uns auf diesen Kanzler ver-
lassen? DAS Buch, das Merz erklärt
von Mariam Lau

Die Republik ist nervös und zerstritten – 
und sie sieht sich stärker werdenden in-
neren und äußeren Feinden gegenüber. 
In einer Zeit, in der autoritäre Regime 
weltweit an Einfluss gewinnen, sehnen 
sich viele Menschen nach einem Konser-
vatismus, der sowohl das Land stabilisiert 
als auch den Autoritären die Stirn bietet. 
Aber ist der neue Kanzler ein solcher 
Konservativer? Oder ist auch Friedrich 
Merz auf dem Weg dahin, alte Gewiss-
heiten der parlamentarischen Zusam-
menarbeit zu zerschlagen, um schnelle 
Antworten auf die geopolitischen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Her-
ausforderungen unserer Zeit zu liefern? 
Kann er große Zukunftsthemen voran-
treiben, die Europa stärken? Wie geht 
Merz mit dem Reizthema Migration um 
- mäßigend oder eskalierend? Und was 
hat all das mit seinem persönlichen Wer-
degang zu tun? Niemand kann diese 
Fragen besser beantworten als Mariam 
Lau, die Friedrich Merz seit Jahren als Be-
richterstatterin bei der ZEIT begleitet.  

Ullstein Buch Verlag

DIE GLOBALE RECHTE
Geschichte, Erfolgsbedingungen, 
Auswirkungen
von Marcel Lewandowsky

Parteien und Bewegungen der radikalen 
und extremen Rechten sind auf Erfolgs-
kurs. Sie gewinnen Wahlen bilden Re-
gierungen und beeinflussen öffentliche 
Debatten. Rechtspopulistische Parteien, 
die vordergründig die Demokratie beja-
hen, ebnen Themen und Akteuren der 
äußersten Rechten den Weg in Instituti-
onen und Diskurse. Dort, wo sie an der 
Macht sind, werden die Demokratie und 
der Rechtsstaat in Mitleidenschaft gezo-
gen. Der Politikwissenschaftler Marcel 
Lewandowsky zeichnet die Geschichte 
der Rechten nach dem Zweiten Welt-
krieg nach, erläutert die Ursachen für 
ihre neuerlichen Erfolge und erörtert ihre 
Auswirkungen auf die Demokratie.  

C.H. Beck Verlag

LETZTE CHANCE
Der neue Kanzler und der Kampf 
um die Demokratie
von Robin Alexander 

Ein Report aus dem Innern der Macht
Als neuer Kanzler steht Friedrich Merz 

UND FOLGT DIR KEINER, GEH ALLEIN
von Jürgen Todenhöfer

Jürgen Todenhöfer ist einer der ganz we-
nigen Zeitzeugen, die wichtigste Ereig-
nisse seit dem Zweiten Weltkrieg vor Ort 
hautnah miterlebt haben. Er nimmt uns 
mit zu den dramatischsten Krisenherden 
der Welt. Er erklärt, warum er in Afgha-
nistan, im Kongo oder in Gaza Kindern 
hilft. Warum er Krankenhäuser, Schulen 
und Waisenhäuser bauen und Prothesen 
für Kriegsopfer anfertigen lässt.
Neben der fesselnden und sehr persön-
lichen Lebensgeschichte eines Mannes, 
der unbeirrt seinen Weg ging, ist dieses 
Buch eine tiefe persönliche Reflexion 
über das Streben nach Gerechtigkeit 
und Glück – getreu seiner Philosophie: 
Behandle andere so, wie du selbst be-
handelt werden willst! Und lebe jeden 
Tag wie ein ganzes Leben!  

C. Bertelsmann Verlag

KOLLEKTIVES ARBEITSRECHT 

Das Münchener Handbuch zum Arbeits-
recht erläutert das gesamte Arbeitsrecht. 
Die systematische Darstellung zeigt we-
sentliche Entwicklungen und weitere He-
rausforderungen des Rechtsgebiets auf. 
Ein besonderes Augenmerk liegt auf den 
Auswirkungen durch die Europäisierung 
des Arbeitsrechts. Judikatur und Schrift-
tum sind auf dem neusten Stand.
Band 3 enthält insbesondere:
•	 Die Beschreibung von grenzüber-

schreitend organisierter Mitbestim-
mung auf Europarechtliche Grund-
lage

•	 Die Neuerungen im Tarifvertrags-
recht unter Berücksichtigung der 
aktuellen Rechtsprüfung

•	 Reichweite und Grenzen des Tarif-
vertrags

Inhalt:
•	 Zweck und Gestaltungsformen kol-

lektiver Beteiligungen
•	 Koalitionsfreiheit als Grundrecht der 

Arbeitsverfassung    

C.H. Beck Verlag

zur Brückenteilzeit.  

C.H. Beck Verlag

vor gewaltigen Herausforderungen. Die 
Feinde der Demokratie im Innern und 
Äußeren rüsten zum Sturm auf die libe-
rale Ordnung. Der Wahlerfolg der AfD 
droht die politische Mitte zu sprengen. 
Mit Trumps Wiederwahl und Russlands 
Vormarsch wird sich Deutschlands Rolle 
in der Welt radikal verändern.
Dazu muss der Kanzler meistern, woran 
schon die Ampel gescheitert ist: Wirt-
schaftskrise, Klimawandel, Migration 
und Aufrüstung der Bundeswehr. Ist 
Friedrich Merz dieser Aufgabe gewach-
sen? Wie legt der neue Kanzler seine Re-
gierung an? Und was muss er aus dem 
Scheitern der Ampel lernen, um erfolg-
reich zu sein?
In seinem neuen Buch blickt Bestsellerau-
tor Robin Alexander hinter die Kulissen 
in einer der entscheidendsten Phasen 
der deutschen Politik: vom zermürben-
den Machtkampf zwischen Olaf Scholz, 
Robert Habeck und Christian Lindner bis 
zu den jähen Wendemanövern der Uni-
on beim Umgang mit der AfD und der 
Schuldenbremse. Der Regierungswech-
sel von Scholz zu Merz ist dabei nur ein 
weiteres, spektakuläres Kapitel in einem 
noch größeren Drama: der Erosion unse-
rer Demokratie.  

Siedler Verlag

DIE SICHERHEIT DER MENSCHEN 
IN DEUTSCHLAND SCHEINT VIELEN 
POLITIKERN ZUNEHMEND EGAL ZU 
SEIN.

Während sich die Politik nach neuen Terroranschlägen nur in immer 

wilderen Mitleidsbekundungen überbietet, passiert bei der Präven-

tion genau eines: nichts. Es geht alles weiter wie gehabt. Während 

Kriminalstatistiken explodieren, die Migrationskrise sich weiter ver-

schärft und die deutschen Straßen vielerorts zum Pulverfass gewor-

den sind, verliert auf der anderen Seite die Polizei als Ordnungshüter 

zunehmend an Autorität. Polizistinnen und Polizisten, die an vor-

derster Front ihren Kopf hinhalten, sind gefangen in einem Span-

nungsfeld zwischen Durchsetzung polizeilicher Maßnahmen und 

Anfeindung sowie Diffamierung in der Gesellschaft. Und sie wissen 

nie in welchem Zustand — gesund oder verletzt — sie am Abend 

heimkommen werden. Sie empfinden sich mehr und mehr als blo-

ßer Spielball zwischen Politik und Gesellschaft, kaum wertgeschätzt 

und viel zu wenig unterstützt.

Manuel Ostermann, einer der bekanntesten Polizisten Deutsch-

lands, schlägt Alarm. Es ist fünf vor zwölf! Extremismus in jedweder 

Form, ob von links, von rechts oder religiös motiviert, muss endlich 

gleichermaßen bekämpft werden. Extremistische Kräfte in Deutsch-

land dürfen sich nicht weiter radikalisieren, und die innere Sicherheit 

darf nicht erodieren. Sein Credo: »Ohne Sicherheit keine Freiheit. 

Ohne Freiheit keine Demokratie.« Manuel Ostermanns Buch ist ein 

leidenschaftliches und zutiefst fundiertes Plädoyer für eine maximale 

politische und gesellschaftliche Kehrtwende, ehe es zu spät ist.  

Deutscher Wirtschaftsverlag

KONTAKTadressen:

LV Baden-Württemberg
Hubert Lichtensteiger
Memminger Str. 44/4
88299 Leutkirchen
Tel.: (p) 07561 36 41
Mobil: 0160 94 76 98
E-Mail:
hubert.lichtensteiger@cgpt.de

CGPT LV Bayern
Martha Moser
Oskar-Maria-Graf-Ring 35
81737 München
Tel.: 089 54 37 09 97
E-Mail: LV-Bayern@cgpt.de

RV Mitte
Am Lütterkanal 10
36163 Poppenhausen
Tel.: 06658 91 92 30
E-Mail: RV-Mitte@cgpt.de

LV Nordrhein-Westfalen/
Nordwest 
U. Brüggemann
Alfredstraße 155
45131 Essen
Tel.: 0201 857 965 40
Fax: 0201 857 965 49
Mobil: 0171 781 98 47
E-Mail: ulrich.bruegge-
mann@cgpt.de 

RV Ost
H. Bettführ
Glasgower Str. 32
13349 Berlin 
Tel.: 0177 346 80 22
E-Mail: RV-Ost@cgpt.de
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Absender:

CGPT-Bundesgeschäftsstelle
Alfredstraße 155
45131 Essen


